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„Wir haben inzwischen einen 
Flickenteppich von 17 Bereit-
schaftspolizeien. Jeder refor-
miert, optimiert und modifiziert 
seine BePo, strukturiert um, 
schafft Synergien und so weiter. 
Jeder erfindet sich neu. Und 
manchmal, so mein Eindruck, 
nur um sich selbst erfunden zu 
haben“, sagte GdP-BePo-Experte 
Jürgen Herdes im DP-Gespräch.
Seite 13

Einen Blick hinter die Kulissen 
der Berliner Bundespressekon-
ferenz wagten zahlreiche Besu-
cher des diesjährigen Tages der 
offenen Tür der Bundesregie-
rung. Auch die Redaktion 
DEUTSCHE POLIZEI (DP) 
stellte sich den Fragen vieler 
Interessierter.
Seite 16

Stichwort automatisiertes 
Fahren: Somit muss weiter 
gewartet werden, was Rege-
lungsänderungen betrifft. Bis 
zu dem Zeitpunkt muss jedes 
Fahrzeug einen Führer haben, 
der über die Technik wacht und 
verantwortlich ist, erläutert DP-
Verkehrsexperte Ewald Ternig.
Seite 22
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VERKEHR
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Das hessische Siegerteam Mooser des GdP-Tippspiels Saison 2015/2016 Mitte September 
im Dortmunder Fußball-Tempel: (v.l.) Torsten Uhlig (SIGNAL IDUNA), Svenja Hüls (Goldene 
Generation), Christian Mooser, BVB-Stadionsprecher und Ex-Profi Norbert Dickel, Sabine 
Mooser und GdP-Bundesvorsitzender Oliver Malchow.                                Foto: Schönwald

NACH REDAKTIONSSCHLUSS: 
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LESERMEINUNG

Die Titelgeschichte der Septemberausgabe DEUTSCHE POLIZEI 
„Autorität reloaded – Verhältnis zwischen Bürger und Polizei: Eine 
Beziehungskrise spitzt sich zu“ hat zusammen mit dem Kommentar 
des Bundesvorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Oliver 
Malchow, unter der Überschrift „Respekt, ein altmodischer Wunsch 
derjenigen, die ihn vermissen?“ eine breite Diskussion bei unseren 
Leserinnen und Lesern hervorgerufen. Die Redaktion veröffentlicht 
die eingegangenen ausführlichen Leserbriefe der Kolleginnen und Kol-
legen zu diesem Thema, zum Teil gekürzt, auf mehreren Seiten 
in diesem Heft. 

Den Artikel von Dr. Susanne 
vom Hau habe ich mit groß-
em Interesse gelesen. Wenn 

ich es richtig verstanden habe, geht es 
darum, dass das einzelne Individuum 
sich faktisch in die Richtung von Mini-
staaten bewegt. Jeder ist seine eigene 
Regierung und verbündet sich im Be-
reich der jeweiligen Übersichtlichkeit 
bestenfalls mit Gleichgesinnten, nur im 
Notfall mit der Polizei. Dieses geschieht 
im Sinne des Freiheitsgedankens, dem 
wir alle unterliegen. Dieses geschieht 
auch im (mehr und mehr abgelehnten) 
Rahmen des Staates.

Die zunehmende Gewalt gegen die 
Polizei bewegt sich also mental an den 
Begriffen wie Freiheit, Demokratie, Ge-
rechtigkeit. Begriffe, die sich genau-
so als Einforderungsrecht verwurzelt 
haben wie das Verweigerungsrecht 
von Herkunftsregeln (die eigentlich 
noch gelten, zum Beispiel im Bildungs-
bereich). Also soll sich die Polizei mit 
diesen Dingen auseinandersetzen. Das 
heißt umlernen, die Realität betrachten. 
Schauen, was drin ist, nicht was drauf 
steht. Das kann die Polizei aber intern 
nicht leisten, weil die Hierarchie dort 
beginnt, was bereits abgelehnt wird 
(Politikverdrossenheit). Wenn ich dem 
mündigen Bürger mit Verständnis be-
gegnen will, dann muss es von Her-
zen kommen. Dann muss sich der mit 
Macht ausgestattete neben sich stellen 
und selbst mündiger Bürger im besten 
Sinne werden, und das hat etwas mit 
neutraler Wachsamkeit in der Politik zu 
tun. Sonst taugt als taktisches Vorgehen 
der Vorschlag von Dr. Susanne vom 
Hau nur kurze Zeit.

Jürgen Zabler, Berg/Pfalz

Zu: Autorität reloaded, DP 9/16

Sechs Seiten schwer zu ver-
stehende Lektüre für einen 
Nicht-Studierten. Ich kämpfte 

mich durch, hätte aber etwas mehr 
erwartet und zwar in verständlicher 
Form und mit klaren Ansagen. Die Au-
torin hätte klarer herausstellen müs-
sen, dass diese Krise ein gesamtge-
sellschaftliches Problem ist und nicht 
nur eine angeblich überforderte und 
überempfindliche Polizei daran schuld 
ist, die sich treten, schlagen, beißen 
und bedrohen lassen muss und sich 
im eigenen Land anpassen und ändern 
soll. Das kann es nicht sein.

Vom Freund und Helfer, innerhalb 
einer Generation zum Feind und Opfer 
geworden. Mit Beginn des anti-auto-
ritären Zeitalters haben wir, von oben 
angeordnet, zu viel toleriert (verschö-
nerndes Wort für Wegschauen) und 
uns nur zaghaft dagegen gewehrt. 
Als man endlich merkte, dass dies 
der falsche Weg war und wir wieder 
„anziehen“ und Bürgernähe herstel-
len wollten, war es schon zu spät. Wir 
waren plötzlich die „bösen Buben“ mit 
einer antiquierten Weltanschauung. 
Wir taten uns schwer, Autorität zu 
vermitteln, ohne zu provozieren.

Die momentane Respektlosigkeit 
und Angriffslust der Bevölkerung 
sollte man offen und ehrlich disku-
tieren und zwar mit Leuten, die was 
davon verstehen und nicht mit solchen, 
die mit selbstgestrickten Argumenten 
noch mehr Verwirrung stiften.

Für mich stellen sich folgende Fra-
gen (nicht erschöpfend):

• Wie ist die forcierte Zuwanderung 
einzuwerten (Kultur, Religion)?

• Wie wirken sich unser Schulsystem 

und eine anti-autoritäre Erziehung 
aus?

• Tragen für den Laien nicht ver-
ständliche Gerichtsurteile zu einer 
Zuspitzung der Lage bei?

• Ist es der Sache dienlich, wenn 
zum zivilen Ungehorsam aufgerufen 
wird?

• Schadet die oftmals negative und 
jugendgefährdende Medienberichter-
stattung? Es bleibt doch meistens nur 
die Headline hängen.

Mir ist aber auch klar, dass es bei 
der Polizei Defizite aufzuholen gibt. 
Ich denke hier an Anstand, Benehmen 
und Hilfsbereitschaft. Hier könnte man 
Image-Pflege betreiben. Wünschens-
wert wäre es, wenn die Politik ge-
schlossen uns zur Seite stehen würde 
und sich ohne geistige Atembeschwer-
den zu uns bekennt und uns nicht un-
ter Generalverdacht stellt, wenn sich 
ein Einzelner mal daneben benimmt.

Günter Klinger, 
GdP-Landesseniorenvorstand 

Bayern

Wenn in der deutschen Be-
völkerung „eher skep-
tische bis ablehnende Ein-

stellungen gegenüber traditionellen 
Autoritätsvorstellungen verbreitet“ 
sind und diese Einstellungen den ge-
sellschaftlichen Veränderungen ge-
schuldet sind, ist es an der Zeit auch 
innerhalb der Polizei den Begriff „Au-
torität“ zu thematisieren.

Bislang hat man das Gefühl, dass 
Autorität mit dem Abschluss eines Stu-
diums „verliehen“ wird. Dabei wird 
vergessen, dass Autorität nicht ver-
liehen werden kann. Entweder man 
ist auf Grund seiner Persönlichkeit, 
seiner Ausstrahlung, seiner Möglich-
keit, emphatisch mit Menschen umzu-
gehen, eine „Autorität“ oder man reift 
in einem „gesellschaftlichen Prozess“ 
zu einer Autorität heran.

Ich denke, jeder Mensch, jeder Poli-
zeibeamte hat für sich einen bestimm-
ten Autoritätsbereich, den er mehr 
oder minder ausfüllt. Um dem Ge-
gensatz „Autonomieanspruch gegen 
Autoritätsanspruch“ in unserer Ge-
sellschaft gerecht zu werden, bedeutet 
es für mich, meinen Autoritätsbereich 
unter anderem auszufüllen mit sozialer 
Kompetenz und der Bereitschaft zur 
Kommunikation.

Frage aus dem Artikel: Eignet sich 
Autorität überhaupt dazu, Eskalati-
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Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen zu 
Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redak-
tion wieder. Anonyme Zuschriften 
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
	  
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4 
10555 Berlin 
Tel.: 030/39 99 21-113
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:  
gdp-pressestelle@gdp.de

forum
LESERMEINUNG

onen zu verhindern? Textauszug: 
„Als zeitgemäße gesellschaftlich ak-
zeptierte Autorität kann sie auch ge-
waltverhindernde Wirkung entfalten. 
Innerhalb der sozialen Rolle des Poli-
zeibeamten und der Polizeibeamtin, 
das heißt im Erscheinungsbild, in der 
öffentlichen Darstellung polizeilicher 
Teamarbeit und vor allem im Verhal-
ten, insbesondere in der nonverbalen 
und verbalen Kommunikation, muss 
Autorität erkennbar sein.“

Erneut wird deutlich, wie wichtig die 
Kommunikation im Zusammenspiel 
mit Autorität zur Verhinderung von Es-
kalationen ist. Als Einsatzbeamter (38 
Dienstjahre) habe ich es immer wie-
der erlebt, dass Polizeibeamte gerade 
wegen ihrer mangelhaften Kommuni-
kationsbereitschaft nicht als Autorität 
akzeptiert wurden. Es gilt, diesem Be-
reich in Aus- und Fortbildung beson-
deres Augenmerk zu schenken. Jeder 
Polizeibeamte, jede Polizeibeamtin 
sollte in gewissem Maße ein „Kommu-
nikationsprofi“ werden.

Meine Erfahrungen bei „Großein-
sätzen“ (Fußball, Demonstrationen, 
…) sehen ein grundsätzliches Kom-
munikationsbedürfnis beim Bürger. 
Hierbei geht es oft um Art und Umfang 
der Veranstaltung bis hin zur Erklä-
rung, warum die Polizei überhaupt da 
ist. Für viele mag es verwunderlich 
sein, warum die Polizei „sich erklä-
ren“ soll. Ich denke, genau da ist der 
Schlüssel zum Bürger zu finden. Wenn 
wir erklären, weshalb wir, die Polizei, 
die verschiedenen Einsatzkräfte mit 
unterschiedlicher Ausstattung ganz 
konkret an diesem Tag und diesem 
Ort für unsere Bürger da sind! 

Verwirklichen kann man das sehr 
gut mit dem Einsatz von polizeilichen 
Kommunikatoren und dem Taktischen 
Lautsprechertrupp der Bereitschafts-
polizei (TLT). Besonders den mit 
(erworbener) Autorität ausgestatten 
Sprechern im TLT gelingt es oft, den 
Autoritätsanspruch des Staates im 
Rahmen der Deutungshoheit zu kom-
munizieren und dadurch auch dees-
kalierend zu agieren. Einem Sprecher 
im TLT, der seinen Autoritätsbereich 
ausfüllt, der emphatisch und einem 
hohen Maß an Identifikation mit sei-
ner Aufgabe dürfte es auch gelingen, 
„dem Bedürfnis der Menschen nach 
sozialer Wertschätzung“ bei Fußball-
spielen, Demonstrationen und anderen 
Veranstaltungen nachzukommen (zum 
Beispiel durch eine entsprechende 
wertschätzende sprachliche Modera-
tion des Einsatzes). Meiner Meinung 

nach passen Autorität der Polizei und 
Gesellschaft nach wie vor zusammen. 

Allerdings brauchen wir viel mehr 
Kollegen und Kolleginnen, die ihren 
Autoritätsbereich ausfüllen. Das funk-
tioniert nicht, wenn man beispielswei-
se bezüglich der Sprechertätigkeit im 
TLT in vielen Führungsetagen hört: 
„Das kann doch jeder Polizeibeamte“.

Solange sich an solchen Einstel-
lungen nichts verändert, wird sich 
auch die „eher skeptisch bis ableh-
nende Einstellung“ beim Bürger nicht 
ändern. 

Hans-Ludwig Hase, Eisenberg

Als ich das Cover der Septem-
ber-Ausgabe sah, war mein 
Interesse sofort geweckt. 

„Autorität reloaded“? Der Titel machte 
mich neugierig. Die besorgniserre-
gende Entwicklung der Gewalt ge-
gen Polizeibeamte (häufig ein Resultat 
mangelnden Respekts) macht auch vor 
der überschaubaren Landratsbehörde, 
deren Behördenleiter sich öffentlich 
gern die Plakette „Sicherster Land-
kreis Nordrhein-Westfalens“ ans Re-
vers heftet, nicht halt.

Dass uns dieser Titel seit Jahren 
schon weniger personellen Nachersatz 
beschert und faktisch nur Personalab-
bau bewirkt, bedarf keiner weiteren 
Erwähnung. Allein in diesem Jahr 
gab es bislang widerstandsbedingt 
dermaßen viele Personalausfälle wie 
nie zuvor. Insofern war ich gespannt 
darauf, in diesem Leitartikel Hinweise 
darauf zu finden, wie möglicherwei-
se wiederhergestellt werden könnte, 
was landauf landab offenbar immer 
mehr abhandenkommt: Der Respekt 
gegenüber dem Staat und seinen Re-
präsentanten.

Die Bestandsaufnahme, wenngleich 
aus meiner Sicht doch recht stark mit 
Sozialromantik durchsetzt, will ich 
nicht weiter kommentieren. Interes-
sant wurde es ab der Überschrift „Be-
dürfnis nach sozialer Wertschätzung“: 
Die soziologisch schlüssige Darstel-
lung, dass Wertschätzung auf dem In-
dividualisierungs-Altar geopfert wird 
und daher ein Vakuum entsteht, was 
sich die polizeilichen Einschreitkräfte 
zunutze machen könnten, halte ich 
für interessant, jedoch überwiegend 
lebensfern.

Ich könnte mir Situationen vorstel-
len, in denen dieses Konzept Wirkung 
entfalten könnte. Zähle ich die aus 

meiner Sicht dafür erforderlichen 
Rahmenbedingungen auf, wird sehr 
schnell deutlich, dass es sich bei diesen 
möglichen Szenarien keineswegs um 
die Mehrzahl der widerstands- und 
gewaltbelasteten polizeilichen Alltags-
situationen handelt:
Das polizeiliche Gegenüber ist

• nüchtern,
• gesprächsbereit,
• kommunikativ auf Augenhöhe 

(keine Sprachbarriere, keine Behin-
derung oder Einschränkung),

• erzogen (im Sinne von: „Jeder 
einzeln und nacheinander bitte“).

 
Die zu bewältigende Lage ist

• nicht unmittelbar lebens- oder ge-
sundheitsbedrohlich,

• nicht bereits außerhalb kommuni-
kativer Möglichkeiten,

• übersichtlich und strukturiert ge-
nug, um einen Ansprechpartner auszu-
machen, mit dem Vereinbarungen ge-
troffen werden können.

 
Da ich im Wach- und Wechseldienst 

tätig bin, fällt es mir nicht schwer, 
eine geradezu alltägliche Situation zu 
entwickeln, die mit dem von Dr. Su-
sanne vom Hau geschilderten Ansatz 
keineswegs zu bereinigen ist. Trifft ein 
Einsatzteam nach häuslicher Gewalt 
auf das polytoxikoman veranlagte, 
schwerstabhängige, bis in die Haar-
spitzen mit Rauschmitteln zustehende, 
randalierende Ehe- oder Lebenspart-
nerschafts-Gespons, dann trifft es auch 
gleichzeitig auf mehrere Probleme. 
Solchen Individuen per se ein beson-

Fortsetzung auf Seite 33
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TITEL

Auch wenn der am 1. April 
1966 vom GdP-Bundes-
vorstand gefasste Grün-
dungsbeschluss, der mit 

einer Verabschiedung erster Richtli-
nien für die GdP-Jugendarbeit einher-
ging, gemeinhin als „Geburtstag“ der 
JUNGEN GRUPPE bezeichnet wird, so 
trifft dies allenfalls nur auf den forma-
len Charakter jener Beschlussfassung 
zu. Tatsächlich hatten bereits zum Jah-
reswechsel 1964/1965 die Landesbe-
zirke Berlin und Nordrhein-Westfalen 
den Bundesvorstand aufgefordert, 
eine eigene Jugendorganisation zu 
gründen. Dies vor dem Hintergrund, 
dass sich vor allem im damaligen 
West-Berlin, aber auch vereinzelt in 
Nordrhein-Westfalen, bereits jüngere 
GdP-Mitglieder zumindest in Ansät-
zen um jugendspezifische Themen 
gekümmert hatten oder aber damals 
sogenannte Jugendtreffs veranstal-
teten, häufig in Verbindung mit Tanz-
abenden. Dazu später mehr. 

Wirkungsvollere Vertretung

Hinzu kam ein Aspekt, der längst 
aus dem Blickfeld der GdP verschwun-
den ist und bestenfalls noch verein-
zelten Kennern der GdP-Historie in 

JUBILÄUM 

50JAHRE 
JUNGE GRUPPE

Von Gerd Diefenthaler

16 Jahre nach ihrer eigenen Gründung und folglich vor 50 Jahren ent-
schloss sich im Frühjahr 1966 die Gewerkschaft der Polizei (GdP) zum 
Aufbau einer Jugendorganisation innerhalb ihrer Mitgliedschaft. Der run-
de Geburtstag sollte Anlass genug sein, um die Geschichte der GdP-Ju-
gend Revue passieren zu lassen, deren Name so schlicht wie selbsterklä-
rend ist: JUNGE GRUPPE (GdP). Mitte Oktober wird die GdP das Jubiläum 
in Berlin gebührend begehen.

Erinnerung sein dürfte: Die im Septem-
ber 1963 beschlossene Arbeitsgemein-
schaft zwischen GdP und Deutscher 
Angestellten-Gewerkschaft (DAG), die 
es der GdP ermöglichte, die Interessen 
der Tarifbeschäftigten in der Polizei 
wirkungsvoller vertreten zu können.

Weil diese Zusammenarbeit zwi-
schen GdP und DAG erstaunlich viel 
mit den Wurzeln der JUNGEN GRUP-
PE zu tun hat, sei zum besseren Ver-
ständnis ein kleiner geschichtlicher 
Ausflug erlaubt. 

Ohne näher auf die vielsei-
tigen Bemühungen zur 
Gründung von Gewerk-

schaften nach dem Kriegsende 1945 
einzugehen, sei daran erinnert, dass 
nicht alle Gewerkschaften, die ein In-
teresse daran hatten, sich unter dem 
Dach des 1949 gegründeten Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) zu ver-
sammeln, dazu auch die Gelegenheit 
erhielten. Zu ihnen gehörte die im 
April 1949 durch einen Zusammen-
schluss der Angestelltenverbände der 
drei Westzonen gegründete Deutsche 
Angestellten-Gewerkschaft (DAG), 
die branchenübergreifend tätig war, 
der aber vor der vom DGB vertretenen 
Grundsatzposition „Eine Branche, eine 

Gewerkschaft“ der Zutritt zum DGB 
verwehrt blieb.

Mit gleicher Begründung wurde der 
im September 1950 gegründeten GdP 
die Mitgliedschaft im DGB verwehrt, 
weil es in der DGB-Gewerkschaft Öf-
fentliche Dienste, Transport und Ver-
kehr (ÖTV) bereits eine Fachabteilung 
Polizei gab, in der einige Arbeiter und 
Angestellte der Polizei organisiert wa-
ren. Die einen mögen dies als einen 
geschickten Schachzug der ÖTV ge-
sehen haben, die anderen, nämlich 
die Mehrheit von Polizeibeamten in 
den verschiedenen anderen Polizei-
vereinigungen, empfand dies als brüs-
kierend. Insbesondere, weil die ÖTV 
einen Alleinvertretungsanspruch für 
Polizeibedienstete geltend machte, der 
eine Erweiterung des DGB um eine 
weitere Polizei-Gewerkschaft wegen 
der oben erwähnten Grundsatzposition 
nicht zuließ. 

Verschlossene Tür

Für die GdP war das Thema der 
verschlossenen Tür zum DGB nicht 
vom Tisch und bereits auf ihrem ersten 
Bundeskongress 1951 beauftragten 
die Delegierten den Bundesvorstand, 
alles zu unternehmen, um den Beitritt 
zum DGB zu ermöglichen. Innerhalb 
des DGB setzte sich jedoch die ÖTV 
mit einer Satzungsänderung durch, 
die eine mögliche Aufnahme der GdP 
vom Einverständnis der ÖTV abhän-
gig machte. Fast drei Dekaden sollten 
vergehen, ehe die GdP 1978 dann doch 
als damals 17. Gewerkschaft dem DGB 
beitreten konnte. 

Bei der DAG sollte es noch länger 
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dauern. Sie, die sich im Tarifbereich 
zur gewerkschaftlichen Konkurrenz 
des DGB entwickelte, nachdem ihr 
1949 der Weg in den DGB verwehrt 
blieb, wurde erst 2001 Mitglied in 
der damals neu gegründeten Vereini-
gungsgewerkschaft ver.di und gehört 
seitdem ebenfalls dem DGB an.

Verfestigende Vorstellungen

Erst das Verstehen dieser komple-
xen Entwicklungen in den unmittel-
baren Nachkriegsjahren führt zum 
besseren Verständnis der Situation, 
die schließlich 1963 zur Arbeitsge-
meinschaft zwischen DAG und GdP 
führte. Hier die DAG, die anfangs der 
60er Jahre annähernd 400.000 Mit-
glieder zählte und als eigenständiger 
Tarifpartner in stetiger Konkurrenz 
zum DGB und insbesondere dessen 
„Angestellten-Gewerkschaft“ Han-
del, Banken und Versicherung (HBV) 
stand, da die GdP mit knapp unter 
100.000 Mitgliedern, die erst 1959 als 
Spitzenorganisation gemäß Paragraf 
94 Bundesbeamtengesetz offiziell an-
erkannt wurde und der die öffentlichen 

Arbeitgeber erstmals 1960 ausdrück-
lich die Tariffähigkeit und damit die 
Stellung als Berufsorganisation be-
stätigten. Auf der anderen Seite ein 
DGB mit damals über sechs Millionen 
Mitgliedern, über eine Million davon 
allein in der ÖTV, die nach wie vor der 
GdP den Zugang zum DGB verwehrte. 

Für DAG und GdP bedeutete die 
eingegangene Arbeitsgemeinschaft 
nicht nur eine Stärkung ihrer Tarifbe-
schäftigten, sie hatte nicht zuletzt eben 
auch einen geschichtlich bedingten 
psychologischen Hintergrund. Schon 
bald sollte sich herausstellen, dass die 
Zusammenarbeit weit über reine Ta-
rifpolitik hinausging. 

Als sich in der GdP die Vorstel-
lung einer eigenen Jugend-
arbeit verfestigte, sollte es 

sich als Glücksfall herausstellen, dass 
die DAG bereits eine Jugendorgani-
sation hatte. Schon 1965 steckten der 
DAG-Bundesjugendleiter, Edi Prosch, 
der GdP-Gewerkschaftssekretär für 
Schulung und Bildung, Karl Herfurt, 
der Geschäftsführer der GdP-Bundes-
geschäftsstelle, Klaus Hübner (ja, der 

Hübner, der später ab 1969 achtzehn 
Jahre lang Polizeipräsident in Berlin 
war) und der Berliner Bereitschaftspo-
lizist Horst Geier, der bereits vor Ort 
GdP-Jugendarbeit praktizierte, ihre 
Köpfe zusammen, um Möglichkeiten 
einer GdP-Jugendorganisation aus-
zuloten. Es war nicht nur die Erfah-
rung des DAG-Bundesjugendleiters, 
die damals nachhaltig die Dinge vo-
rantrieb, es war auch dessen Zusage, 
dass die DAG-Jugend vor allem in 
der wichtigen Gründungsphase einer 
GdP-Jugendorganisation mit Rat und 
Tat – und wie sich zeigen sollte auch 
mit Geld – zur Seite stehen würde. Dies 
und die aus diesen Vorbereitungs-
gesprächen entstehenden Konzepte 

1966
Erstes Seminar zum Aufbau 
der JUNGEN GRUPPE im Mai 
1966 in Neuland-Sennestadt
mit Vertretern aller Bundes-
länder.

Hier wurde der erste 
Bundesjugendvorsitzende
Horst Geier kommissarisch 
eingesetzt. Foto: GdP Archiv
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überzeugten schließlich den GdP-
Bundesvorstand unter dem damaligen 
Vorsitz von Werner Kuhlmann.

Reservoir an Idealismus

Mit dem eingangs erwähnten Grün-
dungsbeschluss am 1. April 1966 gin-
gen auch zwei personelle Entschei-
dungen des Bundesvorstandes einher. 
Karl Herfurt wurde die Aufgabe des 
Bundesjugendleiters übertragen, Horst 
Geier als erster Bundesjugendvorsit-
zender eingesetzt. 

Karl Herfurt, Jahrgang 1921, 
gehörte 1950 zu den Grün-
dungsmitgliedern der GdP, 

wechselte 1956 hauptamtlich zur GdP 
Nordrhein-Westfalen als Gewerk-
schaftssekretär für Schulung und Bil-
dung und siedelte mit gleicher Aufga-
be später zur Bundesgeschäftsstelle 
nach Hilden über, quasi im Windschat-
ten des ebenfalls aus NRW stammen-
den Bundesvorsitzenden Werner Kuh-
lmann.

Horst Geier, Jahrgang 1925, 
der nach Schule, Berufsaus-
bildung, Kriegseinsatz und 

Gefangenschaft 1949 zur Polizei ging 
und seine ersten Erfahrungen als Strei-
fenpolizist im Berliner Arbeiterviertel 
Wedding machte, wurde 1966 in der 
Berichterstattung zur Gründung einer 
GdP-Jugendorganisation in DEUT-
SCHE POLIZEI (DP) wie folgt vorge-
stellt: „Er kommt aus der Bereitschafts-
polizei und hat mehrfach praktisch 
bewiesen, dass er nicht nur das Ohr 
der Jugend findet, sondern auch ihre 
Sache mit Energie zu vertreten weiß. 
Sein Name dürfte aber allen bekannt 
sein, die jemals etwas von den Berlin-
Seminaren der GdP gehört oder so-
gar seine nimmermüde Betreuung in 
Berlin erlebt haben. Sein Reservoir an 
Idealismus, gepaart mit nüchternem 
Tatsachensinn, steht jetzt im Dienst der 
GdP-Jugend und wird sicher nicht zu 
erschöpfen sein.“

Mittelzuweisung

Beide hatten seit dem Frühjahr 1966 
den Auftrag, bundesweit die JUN-
GE GRUPPE (GdP) aufzubauen, was 
angesichts der Struktur der GdP mit 
ihren eigenständig agierenden Lan-
desbezirken nicht gerade ein einfaches 
Unterfangen war. Und weil es auch 
in einer auf Ehrenamtlichkeit basie-
renden Gewerkschaft kaum etwas 

umsonst gibt, wollten auch finanzielle 
Mittel besorgt sein. Die GdP-Kasse, 
seit jeher unter dem Credo stehend 
„Das Wissen um die Herkunft unserer 
finanziellen Mittel zwingt uns zu äu-
ßerster Sparsamkeit“, mochte zwar 
zunächst in bescheidenem Umfang für 
Jugendarbeit den Haushaltsplan der 
GdP verändern, aber zusätzliche Geld-
er erschienen den beiden Hauptak-
teuren des JUNGE GRUPPE-Aufbaus 
durchaus erstrebenswert. 

Eine denkbare Lösung wurde in den 

damals sogenannten Bundesjugend-
planmitteln gesehen, die seit 1950 im 
Bundeshaushalt für öffentliche und 
freie Träger der Jugendarbeit zur Ver-
fügung standen. Die Mittelzuweisung 
nahm seit dem ersten Bundesjugend-
plan einen überaus erstaunlichen Ver-
lauf. Waren es 1950 noch 17,5 Millio-
nen Mark, lag die Förderungssumme 
1960 bereits bei 79,5 Millionen Mark. 
Tendenz weiter steigend, wie die 
Zukunft noch zeigen sollte. Der seit 
1994 auf den Namen „Kinder- und Ju-
gendplan“ umgetaufte Haushaltstitel 
betrug 2001 224 Millionen Mark und 
liegt aktuell bei 148,8 Millionen Euro.

Nicht zeitgemäße                       
Anerkennungsrichtlinien

Um ein Stück von diesem Kuchen 
abzubekommen, musste die JUNGE 
GRUPPE (GdP) zunächst vom zustän-

digen Bundesministerium für Familie 
und Jugend als sogenannter Gemein-
nütziger Träger der freien Jugendhilfe 
anerkannt werden.

Man ahnt schon, dass es dafür bü-
rokratischen Hürden zu überspringen 
galt, die es nach alter preußischer Tra-
dition in sich hatten. In vielen Bundes-
ländern war das Anerkennungsver-
fahren sogar noch schwieriger als auf 
Bundesebene, was Karl Herfurt 1969 zu 
einer Veröffentlichung mit folgendem 
Wortlaut veranlasste: „ Die praktische 

Jugendarbeit wird leider durch eine 
Reihe von nicht zeitgemäßen Anerken-
nungsrichtlinien für Jugendgruppen 
in den Ländern erschwert. So ergibt 
sich aus der Struktur der Polizei, dass 
geforderte Gruppenzahlen und Grup-
penstreuungen auf bestimmte Verwal-
tungsräume mit den herkömmlichen 
Methoden der Jugendarbeit im poli-
zeilichen Bereich nicht möglich sind. 
Es ist nicht einzusehen, dass im Zei-
chen der unruhigen Jugend und der 
Jugendunruhen zwar Maßnahmen, 
die dem besseren Verständnis für Pro-
bleme und Forderungen dieser jungen 
Menschen dienen, gefördert werden, 
aber die Jugend im Dienste der Staats-

2006
12. Bundesjugendkonferenz: 
Der erste Bundesjugendleiter 
Karl Herfurt beim 40-jährigen 
Jubiläum der JUNGEN GRUPPE.
                         Foto: Holecek
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exekutive nicht gleichermaßen eine 
Plattform erhält, von der aus sie das 
Gespräch zum besseren Verständnis 
ihrer Position führen kann.“ 

Fünf Zeilen

Während es beim Aufbau von JUN-
GEN GRUPPEN in vereinzelten Lan-
desbezirken also noch Probleme hin-
sichtlich der Anerkennung als freier 
Träger der Jugendhilfe gab, konnte 
der Bundesjugendleiter auf Bundes-

Versumpfter Wassergraben

Es dürfte an dieser Stelle der Le-
serschaft, so sie die damaligen Zeiten 
nicht selbst erlebt hat, schwer zu ver-
mitteln sein, wie sich einerseits die 
westdeutsche Gesellschaft in den 
60er-Jahren entwickelt hat, während 
andererseits die Polizei von einer ver-
gleichbaren Entwicklung noch weit 
entfernt war und sich im Innenverhält-
nis vornehmlich an der alten Grund-
regel von Befehl und Gehorsam zu 

eher rechnen musste, war, dass er an-
schließend ein paar Strafübungen mit 
dem Maschinengewehr (ja, die gab 
es auch) machen musste, am besten 
in einem versumpften Wassergraben 
im Übungsgelände. Es gibt tausende 
ähnliche Beispiele aus jener Zeit.

Campingverordnung

Während zunehmend mehr, vor 
allem junge Menschen die im Grund-
gesetz verbrieften Bürger- und Men-
schenrechte für sich entdeckten, hatte 
die Polizei mit der neuen Werteord-
nung des 1949 in Kraft getretenen 
Grundgesetzes noch weit über die 
60er-, ja sogar 70er-Jahre hinaus so 
ihre Schwierigkeiten. Vor allem die 
Auslegung des Artikels 8 machte ihr 
schwer zu schaffen. Demonstranten? 
Allein das Wort hatte in der mehr-
heitlich noch konservativen Gesell-
schaft der Adenauer-Ära schon einen 
bedrohlichen Charakter, geschweige 
denn erst bei der Polizei. Es waren 
zunächst vornehmlich Studentinnen 
und Studenten, die auf die Straße gin-
gen und sich unter dem Motto „Unter 
den Talaren Muff von tausend Jah-
ren“ gegen verkrustete Strukturen 
der Bildungspolitik an Universitäten 
lautstark Gehör verschafften. Und so 
ging es weiter. Hier eine wachsen-
de Protest- und Demonstrationswelle 
einer sich „Außerparlamentarische 
Opposition (APO)“ nennenden kri-
tischen Studentenbewegung (Stich-
worte: Vietnamkrieg, Nichtaufarbei-
tung der NS-Vergangenheit, Gefahr 
eines Atomkrieges, Notstandsgesetz-
gebung 1968), dort eine überforderte 
Innenpolitik und damit auch Polizei, 
die jede Kommunale Straßenordnung, 
ja sogar eine Campingverordnung we-
gen des demonstrativen Sitzens auf 
Grünflächen, über das Demonstrati-
onsrecht des Artikel 8 Grundgesetz 
(GG) stellten und mit „Schlagstock 
frei“ und „Wasser marsch“ versuchte, 
gegen den „Studentenkrieg“ (Berlins 
Polizeipräsident Erich Duensing im 
April 1967) vorzugehen.

Verbissene Diskussion

An der Stelle sei nochmals Karl Her-
furt zitiert, der die Problematik der 
immer jünger werdenden Polizei (das 
Einstellungsalter war inzwischen von 
20 auf 16 Jahre heruntergesetzt) 1966 
wie folgt beschrieb: „In den Sech-
ziger Jahren wuchsen die Keller-und 
Schlüsselkinder heran. Eine kritische 

ebene bereits am 8. Februar 1967 die 
erlösende Nachricht aus dem Bundes-
ministerium für Familie und Jugend 
empfangen. In fünf Zeilen wurde un-
ter dem Aktenzeichen III-6-8000-467-
Allg. bestätigt, „dass es sich bei der 
Jungen Gruppe in der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP-Jugend) um einen 
gemeinnützigen Träger der Jugend-
hilfe im Sinne der Nr. 4 der Richtlinien 
für den Bundesjugendplan vom 28. 
Oktober 1964/Gemeinsames Ministe-
rialblatt 1964, S. 513) handelt“.

Mit dieser Anerkennung im 
Rücken wurde ein Meilen-
stein für den weiteren Auf-

bau der JUNGEN GRUPPE gesetzt, der 
in Verbindung mit der tatkräftigen Un-
terstützung seitens der DAG-Jugend 
dazu führte, dass die Gründungsphase 
bald sehr ordentliche Fahrt aufnahm. 
Und dazu wurde es im letzten Viertel 
der 60er Jahre auch höchste Zeit.

orientieren hatte. Dass Polizeibeamte 
zu funktionieren statt eigenständig zu 
denken hatten, war landauf landab 
gängiger Ausbildungsinhalt. Wenn da 
in der Ausbildung ein Wachtmeister 
bei Werfübungen mit Handgranaten 
(ja, das gab es) sich die Frage erlaubte, 
wem gegenüber denn im Ernstfall die-
se Handgranaten Gebrauch finden 
sollen und ob dies rechtlich bei einer 
Menschenmenge überhaupt zulässig 
sei, so durfte er nicht etwa glauben, 
dass er darauf von seinem Ausbilder 
eine befriedigende Antwort erhalten 
hätte. Wenn es denn überhaupt eine 
Antwort gab. Womit er hingegen schon 

2005
Zum 80. Geburtstag des ersten 
Bundesjugendvorsitzenden 
Horst Geier gratulierte der 
damalige GdP-Bundesvorsitzen-
de Konrad Freiberg natürlich 
persönlich.   Foto: Holecek



8   10 – 2016 DEUTSCHE POLIZEI  

JUBILÄUM 

Generation, die ihre Zeit und sich 
selbst in Frage stellte, Politiker unsi-
cher machte und Bürger erschreckte. 
Damit begann ein neuer Abschnitt für 
die Polizei, mit dem sie bei der Jugend 
zum ‚Buhmann‘ gemacht wurde, je 
hilfloser die Polizei reagierte. In kurzer 
Zeit machten alle Jugendverbände 
mobil und beteiligten sich mehr pro 

allem Funktionsträger in den GdP-
Gremien, von der Notwendigkeit einer 
Jugendorganisation nicht unbedingt 
überzeugt waren. Viele der Älteren 
litten unter einer Sprachlosigkeit ge-
genüber dieser Jugend und verhielten 
sich mindestens passiv gegen all das 
Neue, das auf sie zukam. Sie hätten es 
nicht als Unglück empfunden, wenn 
die Gründung der JUNGEN GRUP-
PE (GdP) nach einiger Zeit mangels 
Masse an aktiven Mitgliedern, Ideen 
und Finanzierung als nicht machbar 
aufgegeben worden wäre. Doch es 
kam anders.

Befreit von elterlicher Aufsicht

Bereits ein halbes Jahr vor der im 
Oktober 1968 ersten Bundesjugend-
konferenz in Berlin, bei der Horst Geier 
durch die Delegierten auch gewählt 
und damit seine Einsetzung durch den 
GdP-Bundesvorstand auch durch die 
JUNGE GRUPPE (GdP) selbst demo-
kratisch legitimiert wurde, zählte man 
in der Bundesrepublik bereits 70 aktive 

als contra an der ‚Ver-
änderung der Gesell-
schaft‘. Nur für Polizei-
angehörige, die aus den 
Bereitschaftspolizei-
Abteilungen und Poli-
zeischulen direkt gegen 
ihre Altersgenossen 
auf den Straßen vieler 
bundesdeutscher Städ-
te antreten mussten, 
gab es noch keine Ju-
gendorganisation, die 
sich in die verbissene 
Diskussion einschal-
ten konnte; in dieser 
Branche war man tra-
ditionsgemäß mit dem 
Diensteintritt (und sei 
es mit sechzehn Jahren) 
‚erwachsen‘.“

Sprachlosigkeit ge-
genüber der Jugend

Aus dieser Gemen-
gelage heraus entwi-

ckelte sich die JUNGE GRUPPE (GdP) 
Schritt für Schritt, im Innenverhältnis 
zur Mutterorganisation jedoch zu-
nächst immer darauf bedacht, nicht 
den Eindruck zu vermitteln, als würde 
sie ein gewerkschaftliches Eigenleben 
entwickeln. Das war in den ersten 
Jahren durchaus angebracht, weil ins-
besondere ältere Gewerkschafter, vor 

1968
Die Delegierten der 
JUNGEN GRUPPE aus 
allen Teilen der 
Bundesrepublik trafen 
sich zu ihrer ersten 
Ordentlichen Konfe-
renz vom 13. bis 15. 
Oktober 1968 in der 
internationalen Begeg-
nungsstätte Schloss 
Glienike in Berlin.               	
        Foto: GdP Archiv

1968
1. Bundesjugendkon-
ferenz am 14. Oktober 
1968 im Jagdschloss 
Glienike in Berlin-
Wannsee. Am Redner-
pult der erste 
Bundesjugendvorsit-
zende Horst Geier.
Am Tisch von rechts: 
der spätere zweite 
Bundesjugendvorsit-
zende Gerd Niehoff, 
links daneben der 
Landesjugendvorsit-
zendeBerlin, Harry 
Böhl.
     Foto: GdP Archiv
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JUNGE GRUPPEN. In den knapp zwei 
Jahren zuvor war es vor allem durch 
eine Vielzahl von Seminarangeboten 
seitens der DAG-Jugend gelungen, 
ehrenamtliche Jugendleiter aus- und 
fortzubilden, um sich fachlich gerüstet 
um die Jugendarbeit vor Ort zu küm-
mern. Die bestand nicht selten in den 
mit örtlichen DAG-Jugendgruppen 
zusammen durchgeführten Jugend-
treffs, zu denen damals nicht nur Ge-

werkschaftsmitglieder Zutritt hatten. 
Dort wurden damals in Ermangelung 
erst später erfundener Discotheken 
Tanzabende veranstaltet, bei denen 
aber auch politisiert wurde und bei 
denen sich junge Leute befreit von 
elterlicher Aufsicht untereinander mit 
ihren Problemen austauschen konn-
ten. Das mag aus heutiger Sicht merk-

würdig klingen, wurde aber von den 
damals Jugendlichen wie ein Befrei-
ungsschlag empfunden, die sich von 
ihren zumeist erzkonservativen El-
tern zu emanzipieren versuchten. Die 
vornehmlich aus England kommende 
neue Musik zwischen Beatles, Rolling 
Stones, Kinks und The Who, schien 
dazu gerade prädestiniert, weil eben 
die elterliche Vorkriegsgeneration bei 
diesen Tönen vor allem den Untergang 
des Abendlandes befürchtete. 

Umdenken auf beiden Seiten

Und dass ausgerechnet bei solchen 
Veranstaltungen plötzlich echte Poli-
zisten aus dieser GdP-Jugend in ihrer 
Freizeit auftauchten, war für viele jun-
ge Leute geradewegs unglaublich. Es 
fing mit „Was, du bist bei der Polizei? 
Oh Gott!“ an und endete in oft end-
losen Diskussionen, bei denen sich 
aber junge Menschen näher kennen-
lernten und sich über ihre gegensei-
tigen Probleme austauschen konnten. 
Das hat bei vielen zu einem Umdenken 
geführt – und zwar auf beiden Seiten. 
Und das was junge Polizisten an neuen 
Gedanken, neuen Argumenten auf-
griffen, trugen sie im Laufe der Zeit in 

2006
Klaus Steffenhagen (l.), Kölner 
Polizeipräsident a. D. sowie 
ehemaliger Bundesjugendvor-
sitzender, und Hugo Müller, 
Saarländischer Landespolizeivi-
zepräsident, 2006 noch im Ge-
schäftsführenden GdP-Bundes-
jugendvorstand verantwortlich 
für die JUNGE GRUPPE. 
                        Foto: Holecek

1968-
2014

ihre gewerkschaftliche Jugendarbeit 
hinein und von dort aus war es nicht 
mehr weit, um in die Polizei selbst 
hineingetragen zu werden. Courage, 
kritische Fragen, selbstbewusstes Ver-
treten eigener Positionen, das war die 
Mischung mit der aus den JUNGEN 

Sabrina Kunz war die erste und bisher 
einzige Frau an der Spitze der GdP-Jugend.  	
	                            Foto: Holecek

Chronologische Aufstellung 
der bisher stattgefundenen 
Bundesjugendkonferenzen und 
ihr jeweiliges Konferenzmotto. 
Aufstellung: Diefenthaler
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GRUPPEN heraus 
zunehmend mehr 
Veränderungen in-
nerhalb der Polizei 
ausgelöst wurden. 

Unzählige Aus-
landskontakte

Was in den Anfän-
gen noch mit vielen 
Freizeitangeboten 
für junge GdP-Mit-
glieder begann, sollte 
sich im Laufe der Zeit 
immer mehr hin zur 
gewerkschaftspo-
litischen, vor allem 
aber auch zur gesellschaftspoli-
tischen Arbeit entwickeln. Nicht zu 
vergessen vor allem unzählige Aus-
landskontakte, meistens in Europa, 
aber auch mit Israel, Ägypten oder 
1976 aus Anlass der Olympischen 
Sommerspiele in Montreal mit vielen 
anderen Jugendorganisationen. Die 
von den Bundesjugendvorständen 
fortlaufend angebotenen Europa-Se-
minare haben längst legendären Ruf, 
ebenso wie die Drogen-Seminare in 

1966
Am 1. April hat der Gewerkschaftsvor-
stand in Düsseldorf die Richtlinien für 
die GdP-Jugend verabschiedet. 
                              Foto: GdP Archiv

2010
Positionen finden: 
Arbeitsgruppe bei der 
13. Bundesjugendkonfe-
renz.        Foto: Holecek
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Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Hauptstelle gegen Suchtgefahren.

Nicht zu vergessen auch die JUN-
GE-GRUPPE-Zeitschrift CONTACT, 
die, 1971 in Nordrhein-Westfalen ge-
gründet, seit 1974 vom Bundesjugend-
vorstand herausgegeben wurde und in 

1990
Der 8. Bundesjugendkongress in 
Saarbrücken stand unter dem Thema
„Europa: Frieden – Freiheit – Sicherheit“.
                                   Foto: GdP Archiv 
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den besten Zeiten eine Auflage von 
sechsmal jährlich 30.000 Exemplaren 
hatte. Die dort behandelten Themen 
wurden oft von der Medienlandschaft 
aufgegriffen und landeten in einigen 
Fällen sogar im Deutschen Bundes-
tag. 2006 wurde CONTACT zuguns-
ten neuer elektronischer Kommu-
nikationsmöglichkeiten eingestellt. 

Exot in der Polizei

Es würde den Rahmen sprengen, 
wollte man hier die Themenfelder 
der JUNGEN-GRUPPE-Arbeit über 
fünf Jahrzehnte hinweg beschrei-
ben. Aber zusammenfassend kann 
festgestellt werden, dass es praktisch 
kein gewerkschaftliches und gesell-
schaftspolitisches Thema gab, bei 
dem sich die JUNGE GRUPPE nicht 
eingebracht hätte. Sowohl innerge-
werkschaftlich wie auch später im 
Rahmen der DGB-Jugendarbeit. Und 
mit zunehmender Zeit auch immer 
öfter in der Öffentlichkeit, die an-
fangs oftmals verwirrt oder irritiert 
war, weil die Positionen der JUNGEN 
GRUPPE oft so gar nicht in das Bild 
passten, das man sich von der Polizei 
machte. So mancher JUNGE-GRUP-
PE-Funktionsträger kann ein Lied 
davon singen, wie oft man ihn für 
einen Exoten in der Polizei gehalten 
hat, nur weil er öffentlich Kritik an 
verkrusteten Polizeistrukturen vorge-
tragen hat. Und lange Zeit mussten 
sich dieselben JUNGE-GRUPPE-Ak-

JUBILÄUM 

teure innerhalb der Polizei anschlie-
ßend den Vorwurf anhören, sie wären 
Nestbeschmutzer. 

Themen ohne Ende

Es soll hier nicht überhöht werden, 
aber der in der Polizei in den letzten 
Jahrzehnten vollzogene Wandel einer 
Polizei-Kultur hat aus der JUNGEN 
GRUPPE heraus zahlreiche wichtige 
Anschübe erhalten. Gut, könnte man 
sagen, aber weitere Veränderungen 
tun sicherlich noch Not. Aber ja doch, 
müsste man antworten, darum wer-
den sich künftige Generationen der 
JUNGEN GRUPPE kümmern. 

Wenn es eine Lehre aus 
fünfzig Jahren JUNGE 
GRUPPE gibt, dann die: 

Die Themen gehen nie aus. Und 
wenn es einen großen Vorteil der 
altersbedingt hohen Fluktuation bei 
JUNGE-GRUPPE-Mitgliedern gibt, 
dann zweifelsfrei den, dass sich die 
Arbeit der JUNGEN GRUPPE ständig 
selbst erneuern muss und damit im-
mer auf der Höhe der Zeit ist. Mögen 
„die Alten“ von ihren Erfahrungen 
reden, aber Sätze wie „Das haben 
wir noch nie gemacht“ oder „Das war 
schon immer so“, bis hin zum „Wo 
kommen wir denn da hin?“ sind in 
der JUNGEN GRUPPE traditionell 
tabu.

Bleibt zum Schluss noch an 
diejenigen Menschen dan-
kend zu erinnern, ohne die 

in nunmehr einem halben Jahrhun-
dert die ehrenamtlich wirkenden 
Bundesjugendvorstände niemals das 
geschafft hätten, was sie geleistet 
haben. Gemeint sind die hauptamt-
lich bei der Bundes-GdP beschäf-
tigten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die, früher in Hilden, später 
in Berlin, für die JUNGE GRUPPE 
mit ungezählter Arbeit und häufig 
mit Überstunden Hervorragendes 
für die Jugendarbeit geleistet ha-
ben: Bundesjugendleiter Karl Her-
furt, Bundesjugendsekretär Bernd 
Böwing, Karin Norbisrath, Annette 
Terweide, Nicole Thate, Michaela 
Prinz, Marc Behle, Dietmar Micha-
el, Anja Weusthoff, Horst Müller, 
Bundesjugendleiter Torsten Rohde, 
Samira Memed, Tanja Richter und 
Jacqueline Michelsohn. Diejenigen, 
die Karl Herfurt und Karin Norbisrath 
zu Lebzeiten kannten, werden ihnen 
sicherlich immer wieder gedenken. 

DP-Autor und ehemaliger Bundesjugend-
vorsitzender Gerd Diefenthaler            
		                  Foto: privat
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Wehrbeauf-
tragter des 

Bundestages 
in Berliner 
Bundesge-

schäftsstelle

So traf er im 
September mit 
dem Wehrbe-
auftragten des 
Deutschen Bun-
destages,  Dr . 
Hans-Peter Bar-
tels, zu einem aus-
führlichen Mei-
nungsaustausch 
zusammen. An-
gesichts der seit 
Wochen anhal-
tenden kontrover-
sen Debatte über 
einen Einsatz der 
Bundeswehr im 
Innern sprach sich 
der Gewerkschaf-
ter dabei erneut 
gegen jegliche 
politische Ver-
suche einer möglichen Grundgesetz-
änderung aus. 

An der klaren Trennung von po-
lizeilichen und militärischen Aufga-
ben dürfe auch vor dem Hintergrund 
von Terrorlagen nicht gerüttelt wer-
den, betonten beide Seiten. Die von 
Bundesinnenministerium und Ver-
teidigungsministerium für kommen-
des Jahr angekündigte gemeinsame 
Übung von Polizei und Bundeswehr 
dürfe, wenn überhaupt, nur im Rah-
men des bestehenden Rechts erfolgen. 

Weitere Themen des Gesprächs 
mit Dr. Bartels in der GdP-Bundesge-
schäftsstelle waren die unterschied-
liche Ausbildung und die verschie-
denen Strukturen von Polizei und 
Bundeswehr sowie die polizeiliche 
Ausstattung. Der Wehrbeauftragte 
nimmt als „Anwalt der Soldaten“ und 

TREFFEN

Bundeswehr und Personallage der Polizei im Fokus 
politischer Gespräche des GdP-Bundesvorsitzenden

Der GdP-Bundesvorsitzende Oliver Malchow sprach mit dem Wehrbeauftragten des Bundestages, Dr. Bartels (l.).  	
								                                  Foto: Zielasko

Der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Oliver Mal-
chow, hat seine regelmäßigen Gespräche mit Politikern in der Berliner 
GdP-Bundesgeschäftsstelle fortgesetzt. 

zugleich Hilfsorgan des Parlaments 
eine besondere Stellung bei der Kon-
trolle der Streitkräfte innerhalb des 
parlamentarischen Systems ein – dabei 
ist er weder Mitglied des Bundestages 
noch Beamter. 

Innenexpertin der                    
Bundestags-Linksfraktion          

bei der GdP begrüßt

Auch bei einer Unterredung des 
GdP-Bundesvorsitzenden mit der in-
nenpolitischen Sprecherin der Links-
fraktion, Ulla Jelpke, ging es um einen 
Bundeswehreinsatz im Innern. Weitere 
Schwerpunkte des Gesprächs Anfang 
September waren die personelle Lage 
der Polizei, das Einsatzgeschehen bei 

Demonstrationen sowie die Lage beim 
Extremismus von Rechts und Links. 
Malchow verdeutlichte, dass die Be-
lastungsgrenze der Polizei oftmals be-

reits überschritten sei und sich deshalb 
die politisch Verantwortlichen in den 
Bundesländern deutlich mehr für die 
innere Sicherheit einsetzen müssten. 
Vielerorts seien angesichts der vielen 
Aufgaben kaum noch Polizistinnen und 
Polizisten zu Fuß auf den Straßen als 
Ansprechpartner anzutreffen. 

Im Juni hatte sich Malchow mit dem 
CDU-Bundestagsabgeordneten 

Marian Wendt zu einem politischen Po-
sitionsaustausch getroffen. Dabei wur-
de auch die zunehmende Gewalt gegen 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 
erörtert. Der derzeitige Vorsitzende der 
Innenministerkonferenz (IMK), Saar-
lands Ressortchef Klaus Bouillon, war 
im Mai beim GdP-Bundesvorsitzenden 
zu einem Informationsbesuch zu Gast.                	
			                 wsd                                  
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DEUTSCHE POLIZEI (DP): Ein Pfeiler ist 
im Allgemeinen solide, hält was aus und 
hat ein gutes Fundament. Dann ist doch 
alles gut bei der Bereitschaftspolizei?

Jürgen Herdes: Ein Pfeiler steht in der 
Regel in einem Fundament aus Beton. 
In den vergangenen Jahren ist auf-
grund der allgemeinen Sicherheitslage 
leider sehr an diesem Fundament ge-
rüttelt worden. Stellenabbau, Kürzung 
der Haushaltsmittel und immer neue 
Aufgaben mit immer weniger Personal 
waren an der Tagesordnung. Es ist ja 
„nichts passiert“. Im Grunde ja gut, aber 
der Beton, und damit das Fundament, 
bröckelte bedrohlich. Der Pfeiler stand 
und steht, das Fundament jedoch, das 
die Politik zu verantworten hat, ist in 
dieser Zeit von den Kräften gestützt wor-

INTERVIEW

„Ein Flickenteppich von 
17 Bereitschaftspolizeien“

Anfang November dreht sich in Kassel beim Symposium „Bereitschafts-
polizei: Der Pfeiler im sicherheitspolitischen Gesamtgefüge“ alles um die 
Geschlossenen Einheiten der deutschen Polizei in den Ländern und des 
Bundes. DEUTSCHE POLIZEI sprach mit Jürgen Herdes, Vorsitzender des 
Bundesfachausschusses Bereitschaftspolizei (BFA BePo) der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), einem der Veranstalter des Expertentreffens. 
Der 48-Jährige ist seit fast 20 Jahren in der Bereitschaftspolizei und seit 
10 Jahren Leiter der Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit Schleswig-
Holstein. Den BFA-BePo führt der Norddeutsche seit Januar 2015 an.

den. Zu einem hohen Preis. Berge von 
Überstunden, hohe Krankenstände und 
Kollegen, die nur eingeschränkt dienst-
fähig sind oder über lange Zeit komplett 
ausfallen. Nein, es ist bei Weitem nicht 
alles gut bei der Bereitschaftspolizei.

DP: Diese Kritikpunkte sind ja nicht 
neu, leider. Wird aufgrund der veränderten 
Sicherheitslage jetzt alles besser?

Herdes: Mit der neuen Sicherheits-
lage hat sich die Sichtweise verändert! 
Die alte Erkenntnis „es muss erst etwas 
passieren“ hat hier leider wieder ein-
mal gegriffen. Plötzlich wird reagiert. In 
fast allen Ländern und bei der Bundes-
polizei wird mehr Personal eingestellt. 
Teilweise können aber auch schon jetzt 
Stellen in den Ländern nicht besetzt 

werden, weil man einfach nicht genü-
gend geeignete Bewerber findet. Die 
dann ausgewählten neuen Kolleginnen 
und Kollegen müssen erst einmal aus-
gebildet werden und erste Einsatzer-
fahrungen sammeln. Hinzu kommen 
Probleme wie Unterbringungs- und 
Ausbilder-Kapazitäten. Die Qualität 
der Auswahl und Ausbildung darf aber 
auch nicht leiden.

In Deutschland sind nach den An-
schlägen in Frankreich und Belgien 
die Sicherheitsvorkehrungen deutlich 
verstärkt worden. Kontrollen des Flug- 
und Zugverkehrs, mehr sichtbare Po-
lizeipräsenz, an besonders kritischen 
Orten sieht man Kollegen mit robuster 
Ausstattung im Einsatz. Zudem werden 
sogenannte islamistische Gefährder 
und ihre Sympathisanten in Deutsch-
land verstärkt überwacht.

Öffentliche Veranstaltungen sollen 
nicht abgesagt werden, weil man da-
mit der Bedrohung nachgeben würde. 
„Diesen Sieg werden wir ihnen nicht 
gönnen“, sagt Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière. Deutschland ist 
weiter im Visier des internationalen 
Terrorismus. Ob alles besser wird, kön-
nen wir wohl frühestens in etwa fünf 
Jahren beurteilen. Wir sind aber min-
destens auf einem besseren Weg.

DP: Aber selbst wenn nun viele neue 
Kolleginnen und Kollegen in die Polizei 
kommen, wie lange brauchen sie, um sich 
die für die BePo notwendige Erfahrung 
anzueignen?
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Herdes: Erfahrung, Routine und pro-
fessionelle Gelassenheit erreicht man 
in der Bereitschaftspolizei erst nach 
drei bis fünf Jahren. Zwei bis drei Jahre 
sind mindestens notwendig, ansonsten 
wird das nichts mit der Professionalität. 
Es ist ja auch nicht so, dass bei jedem 
Einsatz alle Fähigkeiten benötigt und 
somit trainiert werden. Viele Einsätze 
bestehen auch aus reiner Anwesenheit 
und Abwarten.

DP: Haben die jungen Beamtinnen und 
Beamten überhaupt noch die Zeit, zu ler-
nen und auch Fehler zu machen?

Herdes: Aus Fehlern wird man klug, 
heißt es. Doch in Wahrheit schätzt 
wohl niemand Einsatzsituationen, die 
schiefgehen und man auf die Nase fällt 
oder man etwas auf dieselbe bekommt. 
Und niemand gesteht sich gerne ein, 
eine falsche Entscheidung getroffen 
zu haben oder im Einsatz gescheitert 
zu sein. Aber es passiert natürlich im-

mer wieder. Mit 
unterschiedlichen 
Folgen.

Vielleicht ist 
das Geheimnis der 
Bereitschaftspoli-
zisten, dass wir ne-
gative Gedanken 
schneller abstellen 
können, weil wir 
oftmals einfach 
funktionieren müs-
sen. Jeder denkt 
über negative Er-
fahrungen mehr 
nach als über posi-
tive, aber vielleicht 
kommen Bereit-
schaftspolizisten 
besser damit klar, 
weil wir weniger 
Zeit zum Grübeln 
haben. Wichtig ist, 
über diese Fehler 
dann sachlich und 
konstruktiv zu 
sprechen, damit 
andere aus diesen 
Erfahrungen ler-
nen können. Wir 
arbeiten lösungs- 
nicht problemori-
entiert und lernen 
im Einsatz, im kal-
ten Wasser.

DP: Die „alten Ha-
sen“ fallen ja als Ratgeber zunehmend 
weg, wenn die demografische Entwick-
lung ihre Wirkung bei der BePo entfaltet 
…

Herdes: Auch die Bereitschaftspoli-
zei muss sich dem demographischen 
Wandel stellen und auf eine verän-
derte Personalpolitik setzen. Wenn 
sich die Altersstruktur verschiebt, 
wird dies Konsequenzen für die Ein-
satzeinheiten haben. Die bundesweit 
unterschiedliche Verwendungsdauer 
der Beamtinnen und Beamten in der 
Bereitschaftspolizei wird somit auch 
erhebliche Auswirkungen auf den 
Einsatzwert der Einheiten haben. Wir 
müssen also rechtzeitig einen Wissens-
transfer von den „alten Hasen“ zu den 
„jungen Füchsen“ hinbekommen.

DP: Und da gibt es ja auch noch den 
Föderalismus. Müssten die Geschlos-
senen Einheiten nicht viel einheitlicher 
ausgebildet, ausgestattet und geführt 
werden? Die Zahl der länderübergreifen 
Unterstützungseinsätze steigt doch kon-
tinuierlich.

Herdes: Die Bereitschaftspolizei ist 
eine wesentliche Säule in der Sicher-
heitsarchitektur des Bundes und der 
Länder. Wir müssen vielseitig einsetz-
bar, immer verfügbar und miteinander 
kompatibel sein. Einheitliche Standards 
sind daher zwingend erforderlich. Der 
Föderalismus läuft dem natürlich deut-
lich entgegen. Dieser gestattet den Län-
dern und dem Bund eine größtmögliche 
Eigenständigkeit, auch bei der Gestal-
tung der Bereitschaftspolizeien. Wir 
haben inzwischen einen Flickenteppich 
von 17 Bereitschaftspolizeien. Jeder re-
formiert, optimiert und modifiziert seine 
BePo, strukturiert um, schafft Synergien 
und so weiter. Jeder erfindet sich neu. 
Und manchmal, so mein Eindruck, nur 
um sich selbst erfunden zu haben. Die 
Uniformen sind ein gutes Beispiel dafür. 

Der Bund beschafft im Rahmen des 
Verwaltungsabkommens für die Be-
reitschaftspolizeien Führungs- und 
Einsatzmittel. Diese einheitliche Aus-
stattung mit beispielsweise Funk, Fahr-
zeugen, Bewaffnung und Ausrüstung 
gewährleistet eine sachgerechte und 
standardisierte Aufgabenerfüllung. 
Wenn sich der Bund aus dieser Ver-
pflichtung zurückzieht, wird die Zu-
sammenarbeit und damit letztlich der 
Einsatzerfolg stark gefährdet.

DP: Was heißt das als Konsequenz?
Herdes: 2015 haben wir zum ersten 

Mal die Grenze von 200 länderüber-
greifenden Einsätzen überschritten. 
Zum Vergleich, 2005 waren es noch 
89 Einsätze. Das hat zur Folge: Die 
Einsatzeinheiten müssen einheitlich 
ausgebildet und ausgestattet sein. Es 
gab Zeiten, da haben wir länderüber-
greifende Übungen durchgeführt. Die-
se Zeiten sind vorbei.

DP: Kollege Herdes, Du bist ja schon 
länger dabei. Was hat sich seit Deinen 
ersten Tagen gravierend verändert?

Herdes: Gravierend verändert hat 
sich seit meinen ersten Tagen die Ein-
satzbelastung. Die Taktung und der 
schnelle Wechsel sind enorm. Ich habe 
mal gesagt, für „Bereitschaft habe ich 
keine Zeit“. Das ist leider weiterhin so. 

Gut ausgebildetes und vor allem aus-
reichend Personal sind Grundvoraus-
setzungen für eine qualitativ hochwer-
tige und sichere Aufgabenerfüllung. 
Der Bund und die Länder als Arbeit-
geber entwickeln bereits seit Jahren 
Konzepte zur polizeilichen Nachwuchs-
gewinnung. Sie stehen aber nicht nur 
untereinander in einem besonderen 
Konkurrenzverhältnis, sondern auch zu 

Zahlreiche Fußballspiele sind ohne die 
Anwesenheit der Polizei nicht sicher durch-
zuführen.               Foto: Foto Huebner/dpa

INTERVIEW
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sonstigen Arbeitgebern. Der Polizeibe-
ruf insgesamt muss attraktiv sein. Das 
gilt auch für die BePo.

DP: Wo hakt es?
Herdes:: Diese Attraktivität geht 

leider verloren. Besondere Anreize 
wie eine „Erschwerniszulage für die 
Bereitschaftspolizei“ gibt es nicht. 
Im Gegenteil, gerade der finanzielle 
Nachteil – im Abgleich zum polizei-
lichen Einzeldienst – durch den Weg-
fall der Wechselschichtzulagen, die 
unbeständige Dienstplanung und die 
unterschiedliche Vergütung von Bereit-
schaftszeiten und Ruhezeiten bei län-
derübergreifenden Einsätzen machen 
die Überzeugungsarbeit sehr schwer. 
„Warum soll ich mir das antun?“, lautet 
die Antwort immer häufiger.

DP: Und wie kommt man mit der Ge-
walt und der Respektlosigkeit zurecht? 
Kann man das an seinen freien Tagen oder 
vielleicht sogar schon im oder unmittelbar 
nach dem Einsatz direkt abschütteln?

Herdes: Hier möchte ich noch einmal 
unseren Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière zitieren: „Sie können er-
warten, dass nicht nur die Politiker, 
sondern die ganze Gesellschaft, für die 
Sie Ihre Arbeit machen, sie auch dann 
unterstützt, wenn es mal schwierig 
wird“, wie er auf dem 25. Ordentlicher 
GdP-Bundeskongress in Berlin sagte.
Schöne Worte. Ja, erwarten kann ich 
das! Aber wird das gelebt? 

Das Bundesverfassungsgericht 
hat gerade erst entschieden, dass 
die Meinungsfreiheit auch pauscha-
le Polizistenbeleidigung einschließt 
(A.C.A.B.). Mehr muss man dann dazu 
nicht sagen.

Ich kann das nach den vielen Jahren 
gut abschütteln. Die „jungen Füchse“ 
müssen auch hier erst „alte Hasen“ 
werden. Zufriedenheit sieht anders aus.

DP: Im Sommer kommenden Jahres 
treffen sich die Regierungschefs der 20 
wichtigsten Industrie- und Schwellen-
länder in Hamburg. Kritiker befürchten 
schwere Krawalle und vermuten eine, 
wenn nicht die größte Belastungsprobe 
der deutschen Polizei jemals …

Herdes: Bei den Protesten gegen zu-
rückliegende Treffen der G20 ist es 
regelmäßig zu Krawallen gekommen. 
Demonstranten zündeten Einsatzfahr-
zeuge an, Geschäfte wurden geplün-
dert, eingesetzte Kollegen wurden 
mit Steinen und Flaschen beworfen. 
Ich habe bereits drei G8/G7-Gipfel in 
Deutschland begleitet und auch diese 
Erfahrungen gemacht. Ich gehe nicht 
davon aus, dass es in Hamburg ruhig 
und friedlich bleibt. Leider.

Zunächst einmal ist der Anlass wie 
jede polizeiliche Großlage zu behan-
deln. Wir haben allerdings alle auch 
das Thema Terror im Hinterkopf. Das 
muss hier mit bedacht werden. Letztlich 
mit Einsatzkräften. Ja, eine sehr große 
Belastungsprobe für die Polizei.

DP: Du hattest in einem Beitrag der 
Mai-Ausgabe dieser Zeitschrift die BePo 
sprichwörtlich auf die Therapeutencouch 
gelegt. Hat’s geholfen? Wie waren die 
Reaktionen?

Herdes: Frau Dr. Sieglinde Freud-
lich hat sich sehr gut um den Kolle-

gen Haikel gekümmert. Es geht ihm 
schon etwas besser. Er hat ja mal alles 
raus gelassen und sich Luft verschafft. 
Er hat sehr großen Zuspruch aus dem 
Freundes- und Kollegenkreis erhalten. 
Viele positive Reaktionen von Gleich-
gesinnten, bis hin zu großem Dank, 
dass Dinge endlich mal ausgesprochen 
wurden, die der eine oder andere schon 
lange mit sich herumgetragen hat. 

DP: Und was erwartest Du Dir von der 
kommenden Veranstaltung?

Herdes: Ich hoffe, dass wir mit un-
serem Symposium im November die 
Attraktivität und die Qualität der Be-
reitschaftspolizei noch weiter nach vor-
ne bringen. Wir befassen und dort mit 
zukunftsfähiger Technik und Ausstat-
tung, einer sozialen Bereitschaftspoli-
zei, also insbesondere gesundheitlichen 
Fragen und letztlich auch mit dem 
Stellenwert der Bereitschaftspolizei im 
Sicherheitsgefüge der Polizei. Ich freue 
mich auf spannende Tage in Kassel.

DP: Lieber Kollege Herdes, 
vielen Dank.

Das Gespräch führte DP-Redakteur 
Michael Zielasko.

Unfriedlich verlaufende Demonstrationsla-
gen sind mittlerweile täglich‘ Brot für die 
Kolleginnen und Kollegen der Bereitschafts-
polizei. 
                            Foto: Guido Kirchner/dpa

BePo-Experte Jürgen Herdes       Foto: privat

INTERVIEW
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Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
übersandte im Vorfeld der Debatte 
allen Fraktionen sowie weiteren poli-
tisch handelnden Personen eine Stel-
lungnahme zum Gesetz. In das Papier 
sind die Kritikpunkte, Ergänzungen 
und Forderungen der GdP-Kommissi-
on für Belange von Menschen mit Be-
hinderung in der Polizei eingeflossen 
(siehe DP 9/16).

SOZIALES

Der Gesetzesentwurf des Bundeskabinetts zum Bundesteilhabegesetz 
(BTHG) von Ende Juni hat den Bundestag erreicht. Der Entwurf sollte 
nach Redaktionsschluss dieser Ausgabe am 22. September als Drucksa-
che 18/9522 im Plenum behandelt werden.

Bundesteilhabegesetz (BTHG) im Bundestag 
GdP übersendet Stellungnahme an Politik

Der stellvertretende GdP-Bundes-
vorsitzende Dietmar Schilff, zustän-
diges Mitglied im Geschäftsführenden 
Bundesvorstand für diesen Bereich, 
appellierte in dem Schreiben an die 
Fraktionen im Bundestag und der Aus-
schüsse, die angeführten Punkte mit in 
das BTHG aufzunehmen.

Schilff betonte: „Alle politisch Ver-
antwortlichen sind sich einig, dass 

die Schwerbehindertenvertretungen 
wichtige Institutionen sind. Sie sind 
der Motor der Inklusion und bemühen 
sich massiv, die von Behinderungen 
bedrohten Beschäftigten im Arbeits-
prozess zu halten. Die Politik muss 
nunmehr mit dem BTHG auch die 
Rechte der Schwerbehindertenver-
tretungen verbessern. Das erwartet die 
GdP im Namen der schwerbehinderten 
Menschen in der Polizei.“

Die GdP bleibt auch hier am Ball 
und wird über den Fortgang der De-
batte im Bundestag berichten.       

				     DS

VERANSTALTUNG

DEUTSCHE POLIZEI präsentierte sich 
in der Bundespressekonferenz

Nein, die große Hitze hat der guten Stimmung am 18. Tag der offenen 
Tür der Bundesregierung Ende August in Berlin nicht geschadet. Zwar 
war mit rund 100.000 Besucherinnen und Besuchern etwas weniger 
„Volk“ beim „Staatsbesuch“ als im Vorjahr, doch das Bundeskanzleramt, 
das Bundespresseamt, die Ministerien, erstmalig auch der Bundesnach-
richtendienst und nicht zuletzt die Bundespressekonferenz (BPK) stellten 
sich erneut als attraktive wie hoch frequentierte Stationen des politi-
schen Zentrums hierzulande heraus. Denn hinter die Kulissen können im 
Alltag nur wenige Menschen blicken. Einen direkten Draht zu Ministern 
und weiteren bekannten Politgrößen fanden interessierte Bürger vor 
allem in den Räumlichkeiten der BPK. Auch die DEUTSCHE POLIZEI war 
in dieser weltweit einzigartigen Institution mit einem gut besuchten 
Stand vertreten.

Mitte Oktober 2014 hatte die 
Bundespressekonferenz in 
Anwesenheit von Joachim 

Gauck ihren 65. Geburtstag gefeiert. 
Mitglied kann der Vereinssatzung 
zufolge nur werden, wer hauptberuf-
lich für deutsche Medien aus Berlin 
oder Bonn über Bundespolitik berich-
tet. Derzeit seien dies rund 900 Par-
lamentskorrespondenten. In keinem 
anderen Land aber, und das ist das 
Einzigartige dieses Vereins, organi-
sieren Journalisten ihre Pressekonfe-
renzen mit den maßgeblichen Persön-

lichkeiten aus Politik, Wirtschaft und 
Kultur selbst, erläuterte der aktuelle 
BPK-Vorsitzende, Dr. Gregor Mayntz, 
Korrespondent für die in Düsseldorf 
erscheinende „Rheinische Post“, den 
Besuchern die Ausnahmestellung der 
BPK. Seit 2006 nimmt die BPK am Tag 
der offenen Tür der Bundesregierung 
teil, lediglich 2009 und 2012 blieben 
die Pforten geschlossen.

So nutzten auch dieses Jahr Hun-
derte von Menschen die Gelegenheit, 
im Saal mit der berühmten blauen 

Wand der großen Politik so nahe zu 
kommen, wie es sonst kaum möglich 
ist. Natürlich spielten vor allem aktu-
elle Themen die Hauptrolle in den – so 
der BPK-Jargon – Bundespresskonfe-
renzen beider Tage. 

Grüne wollen mehr Polizei

Katrin Göring-Eckardt, Fraktions-
vorsitzende von Bündnis 90/Die Grü-
nen, stellte sich als Erste den Fragen, 

Viel Gequake gibt es normalerweise nicht 
in der Bundespressekonferenz, liebe Ente.   	
	                          Foto: Zielasko
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so zur Flüchtlingssituation sowie zur 
Debatte um ein mögliches Burka- oder 
Burkini-Verbot. Sie erkenne eine Ver-
änderung der Willkommenskultur ge-
genüber 2015. Trotzdem sehe sie die 
Chance zu einem neuen Aufbruch. 
Mit einem Bekleidungsverbot würde 
jedoch nichts erreicht, sondern nur 
mit Aufklärung. Bei der Beantwortung 
dieser Frage müsse Vernunft walten. 
„Früher, als der Bikini aufkam, wurde 
darüber diskutiert, wie viel zu wenig 
Stoff ist, heute wie viel zu viel Stoff ist. 
Erinnern wir uns bitte daran, dass das 
Burka-Verbot zuallererst Teil einer 
Sicherheitsdebatte war.“ 

Am DP-Stand bekräftigte Göring-
Eckardt die Forderung der Grünen 

nach mehr Polizei und einer besseren 
Ausstattung. Dazu stünde ihre Par-
tei nach wie vor, auch wenn es dazu 
durchaus noch viel Gesprächsbedarf 
aus den Landesverbänden gebe. Auf-
geschlossen zeigte sich die Grünen-
Fraktionsspitze auch gegenüber einer 
von der GdP ins Spiel gebrachten deut-
lich besseren Förderung des privaten 
Einbruchschutzes.

Keine Ahnung

Auch die Pressekonferenzen von 
Bundesumweltministerin Barbara 
Hendricks (SPD), Bundestagsvizeprä-
sidentin Petra Pau (Die Linke), Vize-

kanzler und SPD-Chef Sigmar Ga-
briel, dem Fraktionsvorsitzenden der 
Linken, Dietmar Bartsch, sowie Bun-
desinnenminister Thomas de Maizière 
lockten viele Besucher in die BPK. Ein 
besonders beliebter Programmpunkt 
ist im Übrigen der traditionelle Auf-
tritt des Regierungssprechers Steffen 
Seibert in Begleitung der kompletten 
Riege der Ministeriumssprecherinnen 
und -sprecher, zu der im bundespo-

Der schon ziemlich lange Tisch der Bundes-
pressekonferenz nähert sich stark seinen 
Kapazitätsgrenzen, wenn die Sprecher der 
Bundesregierung sich ein Stelldichein 
geben.                                  Foto: Zielasko

Bundestagsvizepräsidentin und GdP-Mit-
glied Petra Pau (Die Linke) zu Besuch am 
DP-Tresen.                        Foto: Zielasko

Die DP-Redakteure Wolfgang Schönwald und Michael Zielasko (l.) im Gespräch mit 
Besuchern der Bundespressekonferenz.                                         Foto: Ursula-Anne Ochel

VERANSTALTUNG
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„Und zweitens …“: Bundesinnenminister 
Dr. Thomas de Maizière erläuterte einem 
„ausverkauften“ Pressesaal, das Maßnah-
menpaket seines Ministeriums für eine 
verbesserte Terrorabwehr. Das interessierte 
auch Dr. Gregor Mayntz, Vorsitzender der 
Bundespressekonferenz e.V. und Korrespon-
dent der „Rheinischen Post“.         
                                            Foto: Zielasko

Dr. Johannes Dimroth (r.), Sprecher des 
Bundesinnenministeriums, antwortete 
zur Olympiateilnahme seines Chefs. 
Regierungssprecher Steffen Seibert (l.) 
mit einer kleinen Konzentrationspause. 
„taz“-Journalistin und BPK-Vorstandsmit-
glied Anja Maier moderierte. 
                                       Foto: Zielasko

Großer Publikumsandrang bei den Bundespresskonferenzen prominenter Politiker.                                                               Foto: Zielasko

VERANSTALTUNG
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Die Flüchtlingssituation und das Burka-
Verbot standen im Mittelpunkt der Presse-
konferenz mit Katrin Göring-Eckardt, 
Fraktionsspitze von Bündnis90/Die Grünen 
im Deutschen Bundestag. Im Bild rechts; 
Ute Welty, freie Journalistin und BPK-Vor-
standsmitglied.                    Foto: Zielasko

Vizekanzler, Bundeswirtschaftsminister und 
SPD-Vorsitzender in einer Person: Sigmar 
Gabriel hatte nicht nur Antworten, sondern 
auch gute Tipps parat.           Foto: Zielasko

Noch mit Sakko beim O-Ton, Linken-Fraktionsspitze Dietmar Bartsch vor seinem 
BPK-Auftritt.                                                           		            Foto: Zielasko

Großes Interesse am Stand der Redaktion DEUTSCHE POLIZEI.                     Foto: Zielasko

Auch um das Große und Ganze ging es, wie 
hier bei der Pressekonferenz von Bundesum-
weltministerin Dr. Barbara Hendricks. 
                                            Foto: Zielasko

VERANSTALTUNG
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litischen Alltag 
gleich dreimal 
in der Woche in 
den Pressesaal 
geladen wird.

W ä h r e n d 
Hendricks sich 
unter anderem 
mit der zuneh-
menden Ver-
schmutzung der 
Meere konfron-
tiert sah, sah 
sich Bundeswirt-
schaftsminister 
Gabriel zumin-
dest bei einer 
Detailfrage im 
Zusammenhang 
mit der Bundes-
n e t z a g e n t u r , 
dem Luftverkehr 
und der Regulie-
rung von Flug-
hafengebühren 
zur Kapitulati-
on gezwungen. 
„Keine Ahnung. 
(Kurze Pause, 
Gelächter, dann 
Beifall) Also, 
wenn ich Ihnen mal einen politischen 
Tipp gegen darf: Den Politiker, der 
Ihnen auf alle Fragen eine Antwort 
geben kann, den würde ich schon mal 
nicht wählen.“

Petra Pau verriet den DP-Redak-
teuren, als sie nach ihrer Pressekon-
ferenz ihren Worten zufolge „noch 
meiner Gewerkschaft“ einen Besuch 
abstattete, dass sie nur zweimal zur 
vermeintlichen „Füller-Affäre“ im 
Bundestag vernommen wurde. Sicht-
lich wohler habe sie sich bei der Frage 
gefühlt, was eine Bundestagsvizeprä-
sidentin denn überhaupt so mache. 
Aspekte und Maßnahmen zur Ter-
rorabwehr standen dagegen in Bun-
desinnenminister de Maizières Pres-
sekonferenz im Fokus des Interesses.

Boah, ist das heiß!

Einige Besucherinnen und Besucher 
hatten die Gelegenheit, das Zustande-
kommen eines sogenannten O-Tons 
live mitzuerleben. Protagonist des-
sen war Linken-Fraktionschef Diet-
mar Bartsch, der vor der Treppe zum 
BPK-Pressesaal von einem Team des 
ARD-Hauptstadtstudios zu einer Äu-

ßerung des SPD-Vorsitzenden Gabriel 
vernommen wurde. Bartsch, der noch 
ein paar Minuten Zeit bis zu seinem 
Auftritt vor der blauen Wand hatte, 
schaltete sich spontan in den Wahl-
kampfmodus und formulierte druckreif 
die Positionen seiner Partei, und das, 
ganz offiziell fernsehgerecht, in seinem 
Sakko. Kaum hatte der Kameramann 
das Ende-Signal gegeben, streifte 
Bartsch blitzschnell mit einem Riesen-
schnaufer sein Jackett vom Leib und 
gab mit einem beherzten „Boah, ist das 
heiß hier“ zusätzlich noch eine gänz-
lich parteipolitisch neutrale Bewertung 
der Klimasituation in der Bundespres-
sekonferenz ab. Diese fand natürlich 
nicht den Weg in die „Tagesschau“, 
und seine Pressekonferenz absolvierte 
der Politiker übrigens auch Sakko-los.

Mehr polizeiliche Präsenz

Zahlreiche Besucherinnen und Be-
sucher suchten vor, zwischen, wäh-
rend und nach den Presskonferenzen 
am DP-Stand auch das Gespräch mit 
den beiden Redakteuren vor Ort. In 
Erinnerung blieb, dass die Polizei bei 
den Bürgern weiterhin hohes Vertrau-
en genießt. Viele Besucher hatten zu-

dem die GdP aufgefordert, sich auch 
weiterhin mit Verve und Ausdauer 
für ihre Kolleginnen und Kollegen 
einzusetzen. Klar wurde ebenso, dass 
die Bevölkerung eine präsente Polizei 
in der Öffentlichkeit wünscht, vielen 
Menschen die zunehmende Gewalt 
gegen die Polizei große Sorgen be-
reitet.

Eingesackt

Selbstverständlich erfreuten auch 
die kleinen GdP-Präsente sich beim 
Publikum erneut großer Beliebtheit. 
Den diesjährigen Top-Hit landete die 
Polizei-Quietsche-Ente, gefolgt von 
Anti-Stress-Bällen, Schlüsselanhän-
gern und – wie der Redaktion ver-
sichert wurde – wohlschmeckenden 
Gummibären. Eine interessante Er-
fahrung der DP-Redakteure war die 
Selbstlosigkeit der zahlreichen Samm-
ler und Jäger. „Eingesackt“ wurde 
nämlich vor allem für den Nachbarn, 
den Schwiegersohn, die zahlreichen 
Enkel, für jemanden, der es braucht, 
für Kinder oder für jemanden, der Po-
lizist war, ist oder werden will.   

			               mzo

So gläsern wie der Pressesaal der BPK sollte auch die Politik und politisches Handeln sein, oder?                                        	
									                           Foto: Zielasko
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VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH
Buchvertrieb
Forststraße 3a . 40721 Hilden . Telefon 0211 7104-212 . Telefax 0211 7104-270
service@vdpolizei.de . www.vdpolizei.de

Internationalität
im deutschen Straßenverkehr
Ein Leitfaden für die Kontrolle
ausländischer Verkehrsteilnehmer
Von Bernd Huppertz.
1. Auflage 2015
Umfang: 368 Seiten / Format: DIN A 5, Broschur
Preis: 26,90 € [D] / ISBN 978-3-8011-0751-2

THEMA STRASSENVERKEHR

Dieses Buch ermöglicht Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten die Beurteilung ausländischer Fahrzeugführer in
fahrerlaubnisrechtlicher sowie ausländischer Fahrzeuge
in zulassungs-, versicherungs- und steuerrechtlicher Hin-
sicht. Es basiert auf dem in drei Auflagen erschienenen
Titel „Ausländer im deutschen Straßenverkehr“. Dieser
wurde von seinem Autor komplett überarbeitet, aktualisiert
und inhaltlich um die Themen „Kennzeichnung elektrisch
betriebener Fahrzeuge“ und „Elektrofahrräder“ erweitert.
Eine weitere Neuerung sind die farbigen Abbildungen, die
mit der Darstellung einzelner Fahrzeuge sowie von Führer-
scheinen, Zulassungsbescheinigungen und Kennzeichen
dem Leser eine wertvolle Hilfe und Unterstützung bei sei-
ner Arbeit bieten.

Fahrerlaubnisrecht
Leitfaden für Studium und Praxis
Von Bernd Huppertz.
5. Auflage 2015
Umfang: 568 Seiten / Format: DIN A 5, Broschur
Preis: 29,90 € [D] / ISBN 978-3-8011-0746-8

Das vorliegende Werk kombiniert die Anforderungen
insbesondere der Bachelor-Ausbildung mit der polizei-
lichen Praxis. Mit eingehenden Erläuterungen, Schau-
bildern und zahlreichen Beispielen sowie ausführlichen
Fußnotenverweisen auf einschlägige Quellen in Literatur
und Rechtsprechung behandelt der Autor die fahrerlaub-
nisrechtlichen Bestimmungen. In insgesamt 60 Kapiteln
werden alle Fahrerlaubnisklassen und alle Fahrzeugklas-
sen, einschließlich z.B. der Quads, Trikes, eScooter, motori-
sierten Kickboards, Touristikbahnen undMinisattelzüge bis
hin zu Krankenfahrstühlen, einer genaueren Betrachtung
zugeführt.

DER AUTOR
Bernd Huppertz, Polizeihauptkommissar, hauptamtlicher
Dozent für das Fach Verkehrsrecht/Verkehrssicherheitsar-
beit an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW
in Köln.

DP_1016_Huppertz.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 02.Sep 2016 14:47:58; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien
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mission für Europa bei den Vereinten 
Nationen (UN-ECE) ab.

Bei den einschlägigen tech-
nischen Regelungen han-
delt es sich um Regelungen 

der Vereinten Nationen im Anhang 
des am 20. März 1958 beschlossenen 
Genfer „Übereinkommens über die 
Annahme einheitlicher technischer 
Vorschriften für Radfahrzeuge, Aus-
rüstungsgegenstände und Teile, die 

in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/
oder verwendet werden können, und 
die Bedingungen für die gegenseitige 
Anerkennung von Genehmigungen, 
die nach diesen Vorschriften erteilt 
wurden“ (BGBl. 1965 II S. 857, 858, zu-
letzt geändert durch die Revision 2 des 
Übereinkommens, BGBl. 1997 II S. 998, 
999) sowie um Regelungen der im Rah-
men des in Genf am 25. Juni 1998 be-
schlossenen „Übereinkommens über 
die Festlegung globaler technischer 
Regelungen für Radfahrzeuge, Aus-
rüstungsgegenstände und Teile, die in 
Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder 
verwendet werden können“ (BGBl. 
2001 II S. 250, 251) ausgearbeiteten 
globalen technischen Regelungen der 
Vereinten Nationen.

Die genaue Formulierung           
lautet nun:

Art. 8 Absatz 5bis:
Fahrzeugsysteme, die einen Ein-

VERKEHR

Wiener Übereinkommen geändert
Von Ewald Ternig

Das 4. Verkehrsforum der Gewerkschaft der Polizei (GdP) Anfang März 
in Potsdam beschäftigte sich in vier Arbeitskreisen mit der Problematik 
des automatisierten und in der Zukunft auch autonomen Fahrens (siehe 
DEUTSCHE POLIZEI 4/16). Vieles hing in dem Zusammenhang von Ge-
setzesänderungen ab. Eine umfassende Bedeutung kommt dem Wiener 
Übereinkommen über den Straßenverkehr zu. 

Einfach mal die Hände in den Schoß legen. Okay, aber beim Autofahren? 
						              Foto: Daniel Naupold/dpa

Der Artikel 8 des Abkom-
mens beschäftigt sich mit 
dem Fahrzeugführer und 
macht in Absatz 1 deut-

lich, dass jedes Fahrzeug einen Führer 
haben muss. Dieser muss das Fahr-
zeug ständig beherrschen (Absatz 5). 
Sein Artikel 13 Absatz 1 regelt die 
Beherrschbarkeit des Fahrzeugführers 
mit der an den Verkehrsverhältnis-
sen angepassten Geschwindigkeit. In 
der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
wird dies in Paragraf 3 deutlich. Diese 
Bestimmung fordert, dass der Führer 
eines Fahrzeugs nur so schnell fahren 
darf, dass er sein Fahrzeug ständig 
beherrscht. 

Da jedoch in einigen Fahrzeu-
gen schon Systeme verbaut 
sind, die es dem Fahrzeug-

führer ermöglichen, gewisse Fahr-
aufgaben abzugeben, stellt sich die 
Frage, ob dies mit dem genannten 
Übereinkommen konform geht. Dazu 

musste dieses Abkommen überarbeitet 
werden. 

Der Bundesrat hat nun in seiner Sit-
zung vom 17. Juni diesen Änderungen 

zugestimmt. Begründet wird dies da-
mit, dass die Voraussetzungen des Ar-
tikels 8 Absatz 5 und Artikel 13 Absatz 
1 des Wiener Übereinkommens über 
den Straßenverkehr mit der im März 
2014 ergänzten Regelung des Absatzes 
5 bis in Artikel 8 als erfüllt angese-
hen werden, wenn Fahrzeugsysteme 
den einschlägigen (technischen) UN-
ECE-Regelungen entsprechen oder 
die Systeme so gestaltet sind, dass sie 
durch den Fahrer übersteuerbar oder 
deaktivierbar sind. 

UN-ECE-Regelungen bezeichnen 
einen Katalog von international ver-
einbarten, einheitlichen technischen 
Vorschriften für Kraftfahrzeuge sowie 
für Teile und Ausrüstungsgegenstände 
von Kraftfahrzeugen. ECE leitet sich 
von Economic Commission for Euro-
pe, dem Namen der Wirtschaftskom-

DP-Autor Ewald Ternig ist Dozent für 
Verkehrsrecht und Verkehrslehre an der 
Hochschule der Polizei Rheinland-Pfalz. 		
		                    Foto: privat
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Buchtipps

Neues aus der Wissenschaft

Bestellen
Sie heute

Ihr Abonnement
forum kriminal-

prävention um besser
informiert zu sein.
Als Dankeschön für Ihre
Bestellung erhalten Sie diese
LED-Lampe für Ihren
Schlüsselbund, die Sie auf
jeden Fall behalten dürfen.
Weitere Informationen über
die Zeitschrift und die
Stiftung erhalten Sie auf
www.vdpolizei.de
(auch online-Bestellungen)

Name, Vorname Firma, Abteilung

Straße/Hausnummer Plz, Ort

Telefon/Telefax E-Mail

Datum, Ort 1. Unterschrift

Vertrauensgarantie: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb der folgenden zwei
Wochen schriftlich beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH, Anzeigenverwaltung,
Forststr. 3a, 40721 Hilden, widerrufen kann und bestätige dies durch meine zweite
Unterschrift. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.

Datum, Ort 2. Unterschrift

Aktuelle Präventionsthemen für Sie beleuchtet –

forum kriminalprävention für nur
19,-€

Bitte senden Sie mir die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ zum Jahresabonnementpreis
von 19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5,- € Versandkosten zu. Erscheinungsweise: 4 Ausgaben/Jahr

Kommunale Prävention
Sicherheitstechnik

Gewalt an Schulen

Prävention in Europa

Jugenddelinquenz

Erziehung und Pädagogik

EinbruchspräventionEvaluation
jährlich,

zzgl. Versandkosten

Die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ erscheint 4 x jährlich (März, Juni, September,
Dezember). „forum kriminalprävention“erscheint beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR
GMBH Anzeigenverwaltung und wird von dort als Jahresabonnement bezogen. Das
Abonnement bezieht sich auf ein volles Kalender-jahr und verlängert sich automatisch um
ein weiteres Jahr, wenn nicht bis 30.06. zum Jahresende eine Kündigung erfolgt. Der Abo-
Jahres-Preis beträgt 19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5,- € Versandkosten. Einzelheftpreis: 5,- € inkl.
MwSt. zzgl. Versandkosten.

Forststraße 3a � 40721 Hilden
Telefon 0211 7104‐188 � Telefax 0211 7104‐4188
www.VDPolizei.de

forum kriminal-
prävention

Zeitschrift der Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention

www.forum-kriminalpraevention.de
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Im Einsatz – im Thema.

POLIZEI PRAXIS

www.POLIZEIPRAXIS.de
Unter allen Anmeldungen für unseren Newsletter, die vom 01.10. - 31.10.2016 erfolgen,

verlosen wir fünf POLIZEIPRAXIS MULTIFUNKTIONSTÜCHER!

Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Mit dem Multifunktionstuch von POLIZEIPRAXIS.DE bieten wir den
optimalen Begleiter bei allen Aktivitäten an.

Es kann als Schal, Stirnband, Kopftuch, Schweißband
oder Mütze getragen werden. Das atmungsaktive Tuch
aus Microfaser kann ab sofort für nur 4,90 Euro
zzgl. 2,00 Euro Versandkosten* unter der
E-Mail: info@polizeipraxis.de bestellt werden!

Passend dazu:

ab sofort auf unserer

Homepage im Shop auch

eine attraktive Auswahl

von Schuhen – nicht nur für

die Freizeit – von HAIX!

*Ab einem Bestellwert
von 50,00 Euro entfallen
die Versandkosten. Nur
gegen Vorkasse. Alle
Preise inkl. MwSt.
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Anzeige

VERKEHR

Erst knallts, dann Blechschaden: zwar nur 
ein Unfall unter vielen anderen, doch an die-
sem war ein selbstfahrendes Auto des Inter-
netunternehmens Google beteiligt. Foto: dpa

fluss auf das Führen des Fahrzeugs 
haben, gelten als vereinbar mit Absatz 
5 und Artikel 13 Absatz 1, wenn sie 
den Bedingungen für den Bau, den 
Einbau und die Verwendung nach den 
internationalen Rechtsinstrumenten 
betreffend Radfahrzeuge, Ausrü-
stungsgegenstände und Teile, die in 
Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder 
verwendet werden können, entspre-
chen. Fahrzeugsysteme, die einen Ein-
fluss auf das Führen eines Fahrzeugs 
haben und die nicht den genannten 
Bedingungen für den Bau, den Ein-
bau und die Verwendung entspre-
chen, gelten als vereinbar mit Absatz 
5 und Artikel 13 Absatz 1, wenn diese 
Systeme vom Führer übersteuert oder 
abgeschaltet werden können.

Artikel 39 des Übereinkommens 
hält fest:

Jedes Kraftfahrzeug (Artikel 1 Buch-
stabe p), jeder Anhänger und alle mit-
einander verbundenen Fahrzeuge im 
internationalen Verkehr müssen dem 
Anhang 5 entsprechen. Sie müssen 
ferner betriebssicher sein.“

Folgender Satz wird angefügt:
„Sind in diese Fahrzeuge Systeme, 

Teile und Ausrüstungsgegenstände 
eingebaut, die den Bedingungen für 
die Konstruktion, den Einbau und die 
Verwendung nach den in Artikel 8 
Absatz 5bis genannten internationalen 
Rechtsinstrumenten entsprechen, so 
gelten sie als vereinbar mit Anhang 5.“

Mit dieser Formulierung 
dürften Möglichkeiten 
geschaffen worden sein, 

die Fahrzeuge auch „alleine“ fahren 

lassen. Bezogen auf Art. 8 Abs. 5bis, 
bedeutet dies, dass die Techniken den 
entsprechenden Regelungen entspre-
chen müssen. Dem Verfasser ist bisher 
die UN-ECE-Regelung 79 bekannt. 
Unter Ziffer 5.1.6 wird bei Fahreras-
sistenz-Lenkanlagen ausgeführt:  „… 
nur genehmigt, wenn die Funktion das 
Verhalten der Hauptlenkanlage nicht 
beeinträchtigt. Sie müssen ferner so 
konstruiert sein, dass der Fahrzeug-
führer … jederzeit übersteuern kann. 
Unter Ziffer 5.1.6.1 ist festgehalten: So-
bald die … Lenkfunktion einsatzbereit, 
… muss dies dem Fahrer angezeigt 
werden … Steuerung automatisch aus-
schalten bei … 10 km/h und mehr als 
20 Prozent …“ (somit über 12 Kilo-
meter/pro Stunde). Diese technische 
Möglichkeit gestattet es dem Fahrer, 
das Fahrzeug „selbst“ einparken zu 

lassen. Allerdings wird auch hier von 
der Überstimmung gesprochen. 

Mit entsprechenden Regelungsän-
derungen wäre es aber auch mög-
lich, Fahrzeuge ohne Überstimmung 
des Fahrzeugführers fahren zu las-
sen. Werden Sie nicht vorgenommen, 
muss der Fahrer weiterhin überstim-
men können.

Entscheidung aus dem            
Haftungsrecht

Eine aktuelle Entscheidung aus dem 
Haftungsrecht kommt vom Amtsge-
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richt Gelsenkirchen, 3.5.2016, 427 C 
74/15. Hier wird festgehalten: Ereig-
net sich ein Verkehrsunfall bei der 
Rückwärtsfahrt, spricht der Anscheins-
beweis gegen den betroffenen Fahr-
zeugführer, wenn dieser zum Unfall-
zeitpunkt in Bewegung gewesen ist. 
Dies gilt auch dann, wenn der Fahr-
zeugführer sich dabei auf den Einsatz 
einer Einparkautomatik verlassen hat, 
bei der er allerdings selber jederzeit in 
den Fahrvorgang eingreifen kann und 
den Fahrvorgang zu überwachen hat. 
In der Begründung wird festgestellt: 
„... Der Einwand des Klägers, dass 
sein Pkw mit einer Einparkautomatik 
ausgestattet ist, die die Verkehrslage 

automatisch überprüfen und den Pkw 
bei Gefahr stoppen würde, ist uner-
heblich. Denn einerseits gebietet es die 
erhöhte Sorgfaltspflicht schon nicht, 
sich auf eine solche Einparkhilfe zu 
verlassen. Andererseits wird auch die 
Einparkautomatik des Pkw noch da-
durch aktiv gesteuert, dass beim Ein-
parken durch den Fahrzeugführer Gas 
gegeben und gebremst werden muss. 
Der Fahrzeugtyp des Kläger-Pkw muss 
bei sich annähernden Gefahren aktiv 
von dem Fahrer gebremst werden ...“

Somit muss weiter gewartet 
werden, was Regelungsän-
derungen betrifft. Bis zu dem 

Zeitpunkt muss jedes Fahrzeug einen 
Führer haben, der über die Technik 
wacht und verantwortlich ist. Siehe 
dazu umfassend die Broschüre vom 4. 
Verkehrsforum: Wer führt das Fahr-
zeug – Chip oder Mensch? Der töd-
liche Unfall des Tesla-Fahrzeugs in 
den USA schafft hierbei nicht mehr 
Sicherheit beim neutralen Beobachter. 
Bei „tagesschau.de“ war zu lesen, dass 
die Kamera wohl Schwierigkeiten mit 
hellen Farben hatte. In einer weiteren 
Meldung war zu lesen, dass der Fahrer 
wohl zu schnell war. Der Fahrer nutzte 
zum Zeitpunkt des Unfalls die automa-
tische Geschwindigkeitseinstellung.

VERKEHR

Der Beschluss des Landesde-
legiertentages Nordrhein-
Westfalen (NRW) vom 21. 

April 2010, ein Personalentwicklungs-
konzept für Tarifbeschäftigte zu ent-
werfen, hatte ein hehres Ziel vor Au-
gen: Jeder sollte die Chance auf eine 
berufliche Weiterentwicklung bekom-
men. Aus diesem Grund wurde seitens 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
eine Arbeitsgruppe eingerichtet, in der 
Kolleginnen und Kollegen verschie-
dener Behörden (Landratsbehörden, 
Polizeipräsidien, Landesoberbehörden) 
vertreten waren. Schon während der 
ersten gemeinsamen Gespräche be-
stätigte sich unsere Vermutung, dass 
es kaum vergleichbare Strukturen für 
den Einsatz von Tarifbeschäftigten gibt.

Jede Behörde hat hier im Rahmen 
der dezentralen Bewirtschaftungsbe-
fugnisse eigene Schwerpunkte gesetzt. 
Es stellte sich schnell heraus, dass es 
wegen der vielen unterschiedlichen 
Behördenstrukturen unrealistisch wäre, 
ein landeseinheitliches Personalent-
wicklungskonzept zu erarbeiten und 
dieses in allen Behörden anzuwenden. 

So konnten bereits zu Beginn bei vie-
len Einzelfragen wie Ausschreibungen 
und Interessensbekundungsverfahren, 
Hospitationen oder Praktika keine ge-
meinsamen Lösungen gefunden wer-
den.

BUNDESTARIFKOMMISSION

Neue Perspektiven für Regierungsbeschäftigte 
Egal welches Bundesland, die Situation stellt sich für alle Tarifbeschäf-
tigten ähnlich dar – einmal in eine Entgeltgruppe eingruppiert und nie 
wieder eine Höhergruppierung?!?

Strukturierte                            
Personalentwicklung

Wenn kein landeszentrales Perso-
nalentwicklungskonzept auf die Beine 
gestellt werden konnte, sollten folge-
richtig Rahmenbedingungen erarbeitet 
werden, die den örtlichen Personalräten 
und GdP-Vertretern die Möglichkeit 
gegeben hätte, gemeinsam mit den 
Behördenleitern ein Beschäftigten-
konzept im Sinne einer strukturierten 
Personalentwicklung in ihrer Behörde 
einzuführen. So entstand die Idee zu 
unserem Positionspapier: Neue Per-
spektiven für Regierungsbeschäftigte, 
wie die ministerielle Bezeichnung für 
Tarifbeschäftigte in NRW lautet. Im Rah-
men einer landesweiten Abfrage wurde 
zunächst eine konkrete Übersicht mit 
allen Tätigkeitsfeldern und Funktionen 
erstellt, in denen unsere Kolleginnen 
und Kollegen in NRW aktuell eingesetzt 
sind. Bei der Auswertung der einzelnen 
Kreisgruppenmeldungen wurde sehr 
deutlich, dass es noch eine Vielzahl von 
Einsatzmöglichkeiten zusätzlicher Tarif-
beschäftigter im Lande gibt – dies insbe-
sondere auch unter dem Aspekt der Ent-
lastung von Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamten, die nach wie vor reine 
Verwaltungsaufgaben bearbeiten. Aus 
diesem Grund ist die gesamte Auflistung 
als Anlage Teil des Positionspapiers.

Schwerpunkte des                     
Positionspapiers 

Die Betrachtung der unterschied-
lichen Vorgehensweisen der Behör-
den bei der Stellen- und Budgetbe-
wirtschaftung sowie die Bewertung der 
zentralen Rahmenbedingungen wie 
belastungsbezogene Kräfteverteilung 
oder Personalausgabenbudgetierung 
führten nach vielen Gesprächen und 
Diskussionen zu einem konkreten For-
derungspaket der GdP.

Umgesetzt in unserem Positionspa-
pier ergaben sich folgende Schwer-
punkte:
• Gewinnung von zusätzlichen Quali-

fikationen durch Regierungsbeschäf-
tigte
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Rufen Sie uns an, wir beantworten gerne Ihre Fragen: OSG der Gewerkschaft der Polizei: (0211) 710 42 02
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kündigt wird. Der Vertrag zwischen dem Versicherungsnehmer und der Versicherungsgesellschaft erlischt ohne besondere Erklärung mit der Beendigung der Mitgliedschaft bei der GdP.
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Name,
Vorname
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E-Mail
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IBAN
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SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige die OSG der Gewerkschaft der Polizei-Gläubiger-Identifikationsnummer: DE 22 ZZZ 000000 67861 – widerruflich, Beiträge von meinem

Konto einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die dieses Konto betreffenden Lastschriften der OSG einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb
von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut
vereinbarten Bedingungen. Die Mandatsreferenz teilt die OSG vor der ersten Abbuchung mit.

Bitte senden an:OSG der Gewerkschaft der Polizei mbH, Abt. Versicherungen, Forststraße 3a, 40721 Hilden, per Fax: 0211 / 710 42 72, per E-Mail:Diana.Luehr@GdP.de

Versicherungssumme: 1.000.000 € je Rechtsschutzfall und zusätzlich bis zu 200.000 € als Darlehen für Strafkautionen.

(frühestens einen Tag nach Eingang bei der OSG)

(§18 Abs. 2 u. 3 ARB 2014) (§18 Abs. 1 u. 2 ARB 2014)

Bitte senden Sie mir ein Angebot zum Privat- undWohnungsrechtsschutz.

GdP-Mitglieds-
nummer

BIC

Ausgeliefert ohne Rechtsschutz?
Nicht mit der ADVOCARD
Verkehrs-Rechtsschutzversicherung!

„Ein Rechtsstreit kommt meistens unverhofft, dauert immer länger und wird immer teurer!“

Für GdP-Mitglieder günstig und leistungsstark. Mit der ADVOCARD erhalten Sie Rechtsschutz u.a. als:
• Kfz-Halter/-Eigentümer sowie als Fußgänger und Radfahrer
• Fahrer fremder Kfz oder als Fahrgast in öffentlichen und privaten Verkehrsmitteln
Wahlweise als Single Tarif (mitversichert sind auch Ihre Kinder. Volljährige Kinder, wenn sie weder
berufstätig, verheiratet oder in einer Lebenspartnerschaft leben) oder als Familien/Partner Tarif.

Schnell, unbürokratisch und flexibel – auf den ADVOCARD Rechtsschutz können Sie sich verlassen.
• Keine Selbstbeteiligung im Schadenfall • Keine Wartezeit • Notruf-Hotline aus dem Ausland und Übernahme der Dolmetscherkosten
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• Notwendigkeit eines systematischen 
Personalbewirtschaftungskonzepts

• Entwicklung aktueller Tätigkeitsdar-
stellungen und -bewertungen

• Zugang zu beruflicher Entwicklung 
und Qualifizierung

• Schutz vor Arbeitsplatz- und Eingrup-
pierungsverlust

• Übernahme von Auszubildenden

Neue Stellen für                         
Tarifbeschäftigte

Die Silvesternacht hat nicht nur in 
Köln ihre Spuren hinterlassen. NRW-Mi-
nisterpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) 
hat in ihrem 15-Punkte-Plan unter ande-
rem mehr Polizeipräsenz angekündigt 
mit dem Ziel, das Sicherheitsgefühl der 
Bürgerinnen und Bürger zu stärken. Um 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte 
von Verwaltungstätigkeiten zu entla-
sten, wurden in diesem Zusammenhang 
– vorerst noch befristet – 350 neue Stel-
len für Tarifbeschäftigte geschaffen. Zur 
Identifizierung dieser Aufgaben ist in 
vielen Behörden das Positionspapier der 
GdP herangezogen worden. Auch gibt 
es zwischenzeitlich Rückmeldungen, 
wonach sich die Behörden intensiv mit 
unseren Vorschlägen zu einem Regie-
rungsbeschäftigtenkonzept auseinan-
dersetzen. Die örtlichen Personalräte 
und GdP-Vertreter sind hier natürlich 
gefordert, den Prozess zu begleiten und 
mitzugestalten.

Das Positionspapier wurde während 
der Tarifverhandlungen zum TVöD im 
April der Bundestarifkommission (BTK) 
präsentiert und wird von den Autoren 
gern zur Verfügung gestellt. Bitte an 
Melanie.Stolle@gdp-nrw.de und Jutta.
Jakobs@gdp-nrw.de wenden.

Jutta Jakobs, Josef Rodine

In der Praxis war zunehmend festzu-
stellen, dass die Polizei – ausländerrecht-
lich auch zuständig für den Antrag und 
die Durchführung von Abschiebungen 
und Abschiebehaft – außerhalb der 
Dienstzeiten der Ausländerbehörden 
kaum mehr diesen rechtlichen Anfor-
derungen bei Beantragung vor den rich-

LeVia: Eine webbasierende 
Anwendung zur Prüfung 

ausländerrechtlicher Sachverhalte

POLIZEIARBEIT

Mit Inkrafttreten des sogenannten Familienverfahrensgesetzes (FamFG) 
am 1. September 2009 änderten sich wesentliche Verfahrensvorschriften 
unter anderem für freiheitsentziehende Maßnahmen. Dies stellte gerade 
für aufenthaltsbeendende Maßnahmen nach dem Aufenthaltsgesetz (Auf-
enthG) höhere rechtliche Anforderungen an die zuständigen Verwaltungs- 
und Polizeibehörden sowie Gerichte.

terlichen Eildiensten gerecht werden 
konnte. Folglich mussten oftmals auch 
Personen mit positiven Fahndungsno-
tierungen (Ausschreibung zur Abschie-
bung) aus der polizeilichen Maßnahme 
entlassen werden, obwohl zu prognos-
tizieren war, dass die Betroffenen sich 
nicht am vorgesehenen Verwaltungs-

BUNDESTARIF-             
KOMMISSION

v.l.: Der Projektgruppenleiter Thomas Fischbach, Nurije Soyudogan, Stefan Weckbecker, 
Christopher Weiß, Markus Zender, Bastian Frensch und Polizeipräsident Wolfgang Fromm.
						             Foto: Pressestelle PP KO

Der Polizeidienst: Heute ein Berufsfeld, in dem Menschen
bis an ihre Grenzen gefordert werden. Stress und Belastungen
reichen weit ins private Leben hinein, ernsthafte psychische
und psychosomatische Beschwerden sind die Folge.

Zeit, dagegen etwas zu tun – mit gezielter Bewegung und
professioneller Betreuung. Und mit unserer Hilfe.

Das Leben in heilsame Bewegung bringen.

Psychosomatische Fachklinik St. Franziska-Stift
Franziska-Puricelli-Str. 3 · 55543 Bad Kreuznach
Telefon: 0671 8820-0 · Telefax: 0671 8820-190
st.-franziska-stift@fskh.de · www.franziska-stift.de

Das St. Franziska-Stift ist eine Einrichtung
der ctt Reha-Fachkliniken GmbH.
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Spiele mit
VERANTWORTUNG

Rüdiger Schink Zusammenarbeit mit Behörden Hohe Sicherheitsstandards Sicherheitsschulungen

Merkur-Allee 1-15 · 32339 Espelkamp · Telefon 05772 49-0 · www.gauselmann.de

Manipulationsprävention ist eine der wichtigsten Aufgaben bei
der Entwicklung von Spielen und Geräten. Trotz der sichersten
Gerätetechnik, die die Produkte aus dem Hause Gauselmann
bieten, gibt es immer wieder Versuche von Kriminellen, die
Sicherheitsmaßnahmen zu umgehen. Was früher mit grober
Gewalt zu tun hatte, wird heute in einer gut organisierten
Manipulationsszene mit Hightechgeräten ausgeübt.
Um kriminellen Machenschaften entgegenzuwirken, ist die
Zusammenarbeit mit den Behörden eine unserer wichtigsten
Aufgaben. Aus diesem Grund bieten wir unsere Kooperation
und alle Schulungsmaßnahmen kostenlos an. Darüber hinaus
unterstützt Rüdiger Schink die Polizei bei Manipulations-
angelegenheiten, etwa durch die Mithilfe bei Razzien
oder bei der Erstellung von Gutachten. Zudem tritt er als
Sachverständiger vor Gericht auf.
Für Termine ist Rüdiger Schink telefonisch unter der Nummer
05741 273-264, per Fax 05741 273-8925 oder per E-Mail
RSchink@gauselmann.de zu erreichen.
Die GauselmannGruppe ist mit mehr als 130 000 aufgestellten
Geldspielgeräten in Spielstätten und der Gastronomie deut-
scher Marktführer, ebenso wie mit den rund 300 selbst betrie-
benen, modernen CASINO MERKUR-SPIELOTHEKEN. Die
Unternehmensgruppe beschäftigt über 9 500 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, davon rund 6 000 in Deutschland.

Mit Sicherheit mehr Spielvergnügen

Anzeige

verfahren beteiligen und unmittelbar 
im Anschluss an die Maßnahme unter-
tauchen werden. Für nicht Wenige eine 
unhaltbare Situation.

Letztlich muss aber auch konstatiert 
werden, dass die Polizei zu diesem Zeit-
punkt und in Teilen noch bis heute nicht 
den geänderten gesetzlichen Anforde-
rungen im Antragsverfahren solcher 

Maßnahmen umfassend entsprechen 
konnte beziehungsweise kann. Die 
Komplexität und Dynamik ausländer-
rechtlicher Gesetzgebungen einschließ-
lich der Verwaltungsrichtlinien sowie 
die Entwicklung der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung erfordern ein umfas-
sendes und tiefgreifendes Fachwissen. 
Spezialisten sind rar gesät und nicht 
rund um die Uhr präsent.

Arbeitsgruppe geht Problem an

Deshalb wurde beim Polizeipräsidium 
Koblenz unter Leitung von Polizeidirek-
tor Thomas Fischbach eine Arbeitsgrup-
pe gegründet, die daraufhin LeVia, die 
webbasierende Anwendung zur Prü-
fung ausländerrechtlicher Sachverhalte, 
entwickelte. Maßgeblich waren damit 
die Kollegen Stefan Weckbecker (Lei-
ter Sachbearbeitung 21 Datenverarbei-
tung), Christopher Weiß, Markus Zender 
und Bastian Frensch (alle Polizeidirek-
tion Koblenz) sowie die Beschäftigte 
Nurije Soyudogan (Geschäftsstelle der 
Projektgruppe LeVia) befasst.

Im Ergebnis werden nicht nur das ein-
gangs beschriebene Problem der Durch-
führung etwaiger Folgemaßnahmen und 
mögliche Lösungsmöglichkeiten ange-
boten, sondern auch europarechtliche 
und bundesrechtliche Gegebenheiten 
derart verzahnt, das binnen weniger 
Minuten eine ausländerrechtliche Sta-
tusfeststellung und die Subsumtion von 
Normverstößen ermöglicht wird. 

Darüber hinaus werden Handlungs-
empfehlungen und Hilfestellungen für 
polizeiliche Maßnahmen angeboten, 
einschließlich der fachlichen Begleitung 
bei der Durchführung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen wie die Einlei-
tung einer Einstweiligen Anordnung 
im Bereich der aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen. Gleichzeitig kann neben 
der Erforderlichkeit auch die Echtheit 
mitgeführter Ausweis- und Passpapiere 
sowie Aufenthaltstitel im System abge-
glichen werden.

Landesweite Pilotphase

LeVia befindet sich derzeit in einer 
landesweiten Pilotphase und wird in der 
polizeilichen Praxis von den Kolleginnen 
und Kollegen aller Polizeibehörden in 
Rheinland-Pfalz intensiv genutzt. Im 
Rahmen der Pilotierung wird ebenfalls 
ein Transfer auf die Bundesebene ge-
prüft.

Für ihre Arbeit wurden die Kollegen 
Zender, Weiß, Frensch und Weckbe-
cker im Rahmen des Ideenmanage-
ments vom Staatsminister des Innern, 
Roger Lewentz, mit einem vierstelligen 
Geldbetrag prämiert. In einer kleinen 
Feierstunde im  August im Polizeiprä-
sidium Koblenz sprach Polizeipräsident 
Wolfgang Fromm zudem allen Beteili-
gten an dem Projekt sein persönliches 
Dankeschön aus.

Thomas Fischbach, 
Leiter der PD Koblenz

POLIZEIARBEIT
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Die Kommission konstituierte sich im 
November 2015 nach dem Bundeskon-
gressbeschluss, und neben einer Reihe 
von inhaltlichen Fragestellungen haben 
sich die Sprecher auch die Vorstellung 
bei und die Kontaktaufnahme mit den 
verschiedenen Gremien der GdP zur 
Aufgabe gesetzt. Anfang September 
war der Besuch bei den Frauen an der 
Reihe.

In Vorbereitung des Gesprächs mit 
der Kommission verfolgte der GBFV die 
Arbeit zur Novellierung des Bundesteil-
habegesetzes mit großem Interesse. Im 
Gespräch mit den beiden Kollegen ging 
es dabei insbesondere um den Teilas-
pekt des ganzheitlichen Arbeitsschut-
zes und die Stärkung des Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement (BEM). Der 
GBFV hätte sich bei der Gesetzesände-
rung eine größere Verbindlichkeit und 
Sanktionsmöglichkeiten bei der Nicht-
durchführung des BEM gewünscht. 
Ritter und Abeln konnten dem Frauen-
gremium aber kaum Hoffnung auf eine 
Änderung des Gesetzentwurfs machen. 
Die GdP setze sich zwar nochmals für 
eine Verschärfung des Bundesteilhabe-
gesetzes ein, mit größeren Änderungen 
ist aber nicht mehr zu rechnen.

Zentrale Verantwortung

Einig war sich die Gesprächsrunde 

Allein unter Frauen…
Einen heißen Berliner Spätsommertag hatten sich Rainer Ritter, Landesbe-
zirk Berlin und Kai Abeln, Bezirk Bundespolizei, – die Sprecher der Kommis-
sion für die Belange von Menschen mit Behinderung – für ihren Antrittsbe-
such beim Geschäftsführenden Bundesfrauenvorstand (GBFV) ausgesucht.

auch beim Thema „Gesundheitsbe-
wusstes Führen“. Die Führungskräfte 
in der Polizei haben eine zentrale Ver-
antwortung für das Gesunderhalten aller 
Beschäftigten, ob mit oder ohne behin-
derungsbedingten Einschränkungen. 
Gern wird der GBFV die Kommission bei 
der Sensibilisierung von Führungskräf-
ten zum Thema Gesunderhaltung und 
Verhinderung von drohender Zurruhe-

setzung oder Erwerbsminderungsrente 
unterstützen. Zum Thema „Beschäf-
tigungspflicht des Arbeitgebers“ und 
der sich aus dem Paragraf 71 Absatz 1 
Sozialgesetzbuch (SGB) IX ergebenden 

besonderen Beschäftigungspflicht für 
schwerbehinderte Frauen wurden wei-
tere Gespräche vereinbart. 

Der Bundesfrauenvorstand wünscht 
den Mitgliedern der Kommission für 
die Belange von Menschen mit Behin-
derung viel Glück und Energie für die 
weitere Arbeit.

Dagmar Hölzl, 
GdP-Bundesfrauenvorsitzende

Der Geschäftsführende Bundesfrauenvorstand und die Sprecher der Kommission für die Be-
lange von Menschen mit Behinderung im konstruktiven Diskurs. Fotos: Michael Zielasko
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Kapischke sagte in einer 100-Tage-
Bilanz in Schwerin: „Dazu müssen 
bisherige Einsatzkonzepte auf den 
Prüfstand und aufgrund der aktuellen 
Ereignisse angepasst werden. Dies 
bedeutet aber auch zugleich die Aus-
stattung unserer Polizei mit moder-
nen, erforderlichen Instrumenten, ob 
Führungsmittel und Einsatzmittel für 
den Schutz unserer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter oder Arbeitsmittel wie 
IT-Ausstattung oder den interaktiven 
Funkstreifenwagen zeitgerecht in die 
Investitionsplanung aufzunehmen.“

Führungsentscheidungen, so das 
Mitglied der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) weiter, dürften nicht durch 
Aktionismus – sogenannte übereilte 
Schnellschüsse – getrieben werden. 
Vielmehr gelte es, sachliche Markt-
beobachtung zu betreiben und kluge, 
auf die Zukunft ausgerichtete Kon-
zepte zu entwickeln. Die bisherigen 
Investitionen in der Landespolizei 
M-V müssten seines Erachtens den 
Vergleich mit anderen Bundesländern 
nicht scheuen. „Unsere Landespolizei 
ist auf einem guten Weg“, betonte er.

Offenes Ohr für die kleinen und 
großen Nöte

Kapischke hält im Bereich der Füh-
rung einen engen Schulterschluss mit 
den Behördenleitern für besonders 
wichtig. „Dadurch möchte ich einer-
seits zu einer modernen Führungs-
kultur beitragen und andererseits den 
konstruktiven, sachlich kritischen Dia-
log zu den Herausforderungen für un-
sere Landespolizei fördern“, erklärte 
der Inspekteur. In den wöchentlichen 
Telefonschaltkonferenzen mit den Be-
hördenleitern wolle er Schwerpunkte 
diskutieren und Problemlösungen er-
örtern, aber zugleich auch ein offenes 
Ohr für die kleinen und großen Nöte 
der Behörden anbieten.

Zudem fühle er sich besonders den 
jungen Führungskräften im höheren 
Dienst verpflichtet, sagte Kapisch-
ke. Durch seine Teilnahme am jähr-

AUS LÄNDERN UND BEZIRKEN

100 Tage im Amt: Inspekteur 
Wilfried Kapischke ist „angekommen“

Der Inspekteur der Polizei in Mecklenburg-Vorpommern, Wilfried Kapischke, und der GdP-
Landesvorsitzende Christian Schumacher (r.) im Gespräch                         Foto: GdP MV

Der neue Inspekteur der Polizei (IdP) in Mecklenburg-Vorpommern, Wil-
fried Kapischke, hat als eine der größten Herausforderungen für die Lan-
despolizei die erfolgreiche Bekämpfung von islamistischem Terrorismus 
und Extremismus sowie der Cyber-Kriminalität bezeichnet.

lichen Seminar „Fortbildung junger 
Führungskräfte im höheren Dienst 
der Landespolizei M-V“ wolle er 
die strategischen Schwerpunkte der 
Landespolizei erläutern und mit den 
Führungskräften der Zukunft gemein-

sam diskutieren, zugleich neue Ideen 
und Anregungen aufgreifen, betonte 
der Inspekteur. Er unterstrich: „Die 
kontinuierliche Begleitung und das 
Ausloten von Möglichkeiten und Er-
wartungen zur Einbindung im Prozess 
der Personalentwicklung sind wich-
tige Aufgaben, denen ich mich stellen 
möchte.“

Überrascht und erfreut äußerte sich 
Kapischke über die Offenheit und Zu-
gewandtheit, mit der ihm sowohl seine 
Mitarbeiter als auch seine Vorgesetz-
ten bereits in den ersten Tagen begeg-
neten. Die polizeifachliche Beratung 
und Unterstützung des Innenministers, 
insbesondere in Angelegenheiten der 
zweckmäßigen und zugleich erforder-
lichen Ausstattung der Landespolizei 
sehe er als vordringliche Aufgabe des 
Inspekteurs. „Um es mit einem über 
2.000 Jahre alten Zitat von Aristo-

teles zu sagen: ‚Wir können den Wind 
nicht beeinflussen, aber wir können 
die Segel richtig setzen‘. An diesem 
Anspruch will ich mich gern messen 
lassen.“ 

Schwerpunktsetzungen               
zu Lasten der Reviere

Zu den vielen Aufgaben der Landes-
polizei führte der Inspekteur fort, es 
werde deutlich, dass durch die Bewäl-
tigung der Flüchtlingslage sowie der 
einhergehenden angestiegenen Ver-
sammlungslagen mit nicht selten dro-
henden Eskalationen, aber auch durch 

die Bekämpfung der Terrorgefahr und 
des Extremismus, die Belastungsgren-
ze der Landespolizei erreicht sei. „Er-
forderliche Schwerpunktsetzungen in 
der Kriminalitätsbekämpfung wie in 
den zurückliegenden Jahren sind in 
der Regel zu Lasten der Reviere erfolgt. 
Dies hat erhebliche Auswirkungen auf 
die Dienstplanung und in der Folge 
auch auf das Privatleben der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter“, sagte er. 
„Ich verbinde hohe Erwartungen an 
das Ergebnis der Projektgruppe „Be-
messung Personalbedarf der Landes-
polizei“ und würde mich sehr darüber 
freuen, wenn auf der Grundlage des 
Berichts und der aktuellen Gefähr-
dungslagebeurteilung durch die neue 
Landesregierung konkrete Beschlüs-
se zum mittelfristigen Personalbedarf 
zeitnah gefasst werden.“

Marco Bialecki 
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deres Maß an sozialer Wertschätzung 
entgegenzubringen („nur, damit sie/er 
uns überhaupt zuhört“…), könnte die 
eine oder den anderen gewiss über-
fordern. Aber sind das nicht ohne-
hin Situationen, in denen regelmäßig 
„normale Kommunikation“ nicht mehr 
möglich ist?

Auch die Institution Polizei muss auf 
Veränderungen in der Lebenswirklich-
keit reagieren, keine Frage. Aus- und 
Fortbildung sollten sich daran orien-
tieren, unbestritten. Ob es allerdings 
künftig ausreichen wird, Störern mit 
einem „Blumensträußchen an Wert-
schätzung“ zu begegnen, scheint frag-
lich. 

Ich komme zu dem Schluss, dass 
der überwältigenden Mehrzahl der 
Situationen, in denen nach meiner 
Erfahrung Gewalt gegen Polizeibe-
amte – in der Regel mangels Respekt 
oder aufgrund Autoritätsverlusts – eine 
Rolle spielt, auch mit diesen Hand-
lungsempfehlungen nicht erfolgreich 
begegnet werden kann.

Es bleibt die Überlegung, das im 
Beitrag erwähnte Buch zu kaufen, um 
darin vielleicht auf praxisnähere Emp-
fehlungen zu stoßen. 

Michael Kling, Detmold

Der Artikel im Expertenmo-
dus in allen Ehren, aber im 
täglichen Einsatz gestaltet 

es sich doch wesentlich komplizierter. 
Und ob es lediglich das vermeintlich 
antiquierte Autoritätsverständnis ist? 
Wir reden in diesen Tagen ja auch 
über Gewalt gegenüber Feuerwehr 
und Rettungskräften. Sie kommen, 
um zu helfen! Und werden von der 
Person, die eigentlich Hilfe benötigt, 
beleidigt oder angegriffen. Oder auch 
von anwesenden Schaulustigen, die 
die Maßnahmen behindern, weil sie 
zum Beispiel meinen, ein Recht auf 
Bilder von dem Unfall oder ähnliches 
zu haben (Lese beim Schreiben gerade 
wieder einen Fall aus Gelsenkirchen, 
wo zwei Rettungssanitäter unvermit-
telt angegriffen wurden).

Allein das Eröffnungsbild des Ar-
tikels stellt schon eine Situation dar, 
in der ich mit Ihren Handlungsanlei-
tungen nicht weiter komme. Neben der 
Gruppe der gewaltbereiten Fußballfans 
gibt es noch weitere Bevölkerungs-
gruppen, deren Mitglieder ein nicht 

konsequentes Einschreiten der Polizei 
als Schwäche deuten. Und dort hilft es 
nicht, allein mit sozialer Wertschätzung 
zu kommen. Denn die Fehler werden 
bereits an anderer Stelle gemacht. Ge-
walt beziehungsweise Missachtung der 
Autorität ist dann nur noch das Ventil 
und die Polizei das Opfer als Repräsen-
tant des Staates vor Ort.

Ich teile Ihre Einschätzung zum 
Wandel unsere Gesellschaft und dem 
damit einhergehenden Autoritätsver-
lust. Und ich gebe Ihnen auch Recht, 
dass an mancher Stelle etwas mehr 
Respekt von Seiten der eingesetzten 
Kolleginnen und Kollegen gegenüber 
dem Bürger zur Deeskalation beitra-
gen könnte. Hier können wir durchaus 
besser werden. Aber in vielen Situa-
tionen zwingen Zeit- und Personal-
ressourcen zu klaren Anweisungen, 
die keinen Platz für lange erklärende 
Diskussionen lassen. Und es sind nun 
mal die alltäglichen kleinen Situati-
onen, in denen ich Anordnungen tref-
fen muss. Ich lade Sie mal zu einer 
Fahrt mit Sondersignalen ein. Neben 
Missachtung und Fehlverhalten durch 
die Verkehrsteilnehmer der nach der 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) fest-
geschriebenen Regeln kommt dann 
noch der Anruf bei der Dienststelle, 
wo die Erforderlichkeit einer solchen 
Fahrt angezweifelt wird.

Die Kolleginnen und Kollegen sind 
Teil dieser Gesellschaft. Sie sind keine 
studierten Soziologen oder Psycholo-
gen. Sie lernen im Alltag und machen 
ihre Erfahrungen. Und wenn sie mit 
einem Handlungsmuster negative Er-
fahrungen machen, werden sie dieses 
Muster ändern. Sie sind halt auch nur 
Menschen.

Schauen Sie sich doch mal einen 
Polizisten auf der Straße heute und von 
vor 20 Jahren an. Es wurde kräftig auf-
gerüstet. Allein dieses Bild führt heute 
bei dem ein oder anderen schon zu 
einer Provokation. Vor einigen Jahren 
wurde mal medial eine große Diskussi-
on angestoßen. Bilder von Beamten bei 
Kraftfahrzeug- und Personenkontrol-
len, in denen die Kollegen ihre Hand 
an der Waffe hatten. Dies war und 
ist die aufmerksame Sicherungshal-
tung, wie sie die Polizeidienstvorschrift 
(PDV) „Eigensicherung im Polizei-
dienst“ vorsieht. Von Bedrohungsge-
fühl, Kriminalisierung der Bürger und 
auch amerikanischen Verhältnissen 
war die Rede. Dabei geht es wie bei 
den Unfallverhütungsvorschriften in 
anderen Berufen lediglich um den Ei-
genschutz der Beamten.

Wenn ich zu einem Streit gerufen 
werde und beim Eintreffen einer zah-
lenmäßig überlegenen Gruppe gegen-
überstehe, die von einem Wortführer 
eingepeitscht wird, habe ich nur eine 
Option. Ich muss den Wortführer iden-
tifizieren und isolieren. Dann habe 
ich gegebenenfalls eine Chance, mit 
dem Rest ins Gespräch zu kommen. 
Aber dies bedeutet auch, dass ich die 
erforderlichen personellen Ressourcen 
habe. Ich glaube, Bautzen war in die-
sen Tagen ein gutes Beispiel hierfür.

Der ebenfalls in der Ausgabe veröf-
fentliche Artikel zur Bodycam macht 
mir aber durchaus Hoffnung. Die dar-
gestellten Effekte sollten mal näher 
beleuchtet werden. Hat der Autoritäts-
verlust vielleicht etwas damit zu tun, 
dass ich meine Reaktionen gegenüber 
der Polizei häufig ungestraft ausleben 
kann? Bei Beleidigungen zum Bei-
spiel steht Aussage gegen Aussage. 
Die Beleidigung als solche wird als 
nicht gravierend eingestuft, und der 
Dienstvorgesetzte stellt keinen Straf-
antrag, oder die Justiz stellt ein. Sieht 
der Bürger in der Kamera die Option, 
dass die Maßnahmen der Polizei durch 
unabhängige Gremien überprüft wer-
den können? Ich glaube, hier stellen 
sich für Sie bestimmt auch spannende 
Fragen. „Die Polizei hat die Aufgabe, 
Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung abzuwehren.“ Die 
Gefahrenabwehr ist originäre Aufga-
be aller deutschen Polizeien. Wenn 
betriebswirtschaftliche Aspekte die 
Polizeiarbeit immer stärker beeinflus-
sen und der Personalbedarf daran ge-
messen wird, wenn der repressive Teil 
unserer Arbeit immer mehr zu Lasten 
des präventiven Anteils in den Vorder-
grund rückt, wenn aus Kostengründen 
die Polizeipräsenz in ganzen Landstri-
chen praktisch fast auf Null gefahren 
wird, wo sollen dann die zeitlichen 
und personellen Ressourcen gebildet 
werden, die es nun mal braucht, um 
der Rolle des Vermittels gerecht zu 
werden?       

                  Detlef Martin, Northeim

Der GdP gebührt Dank für 
die Veröffentlichung des 
Artikels der Soziologin Dr. 

Susanne vom Hau. Endlich ein Licht-
blick in der sonst eher trüben Debatte 
über eine vermeintliche beziehungs-
weise gefühlte Zunahme der Gewalt 
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gegen die Polizei. Empirisch fehlen die 
Belege für eine qualitative oder quan-
titative Zunahme der Gewalt gegen 
Polizeibeamte. Die Haltung der GdP 
in dieser Frage mutet wie auch der 
Eingangskommentar des GdP-Bundes-
vorsitzenden zum in Rede stehenden 
Artikel eher folkloristisch an. Respekt 
einfordern? Für nichts gibt´s nichts.

Respekt bedarf des Verdienstes. 
Und nicht der Anordnung.

Dr. vom Hau stellt exakt die zen-
trale Frage, die üblicherweise in dem 
substanzlosen „Geschwurbel“ zu die-
sem Thema nicht vorkommt: Warum 
kommt es überhaupt zu Konflikten 
zwischen Polizei und ihrer Klientel? 
Es ist richtig, dass Institutionen wie 
Kirchen, Militär, Schulen und Poli-
zei nicht mehr per se als Autoritäten 
anerkannt werden. Demokratie und 
Bürgerrechte haben glücklicherwei-
se den vormodernen Obrigkeitsstaat 
überwunden. Respektlosigkeit gegen 
die uniformierte Staatsgewalt hat mit 
der Zunahme der Insubordination ei-
ner aufgeklärten Bevölkerung zu tun. 
Humanistischer und intellektueller 
Fortschritt setzt eben diese Fähigkeit 
zur Insubordination voraus.

Verschärfend kommt hinzu, dass 
die Polizei per Aufgabenzuweisung 
ein Interaktionsverhältnis zur Gewalt 
hat. Dennoch kommt Gewalt an der 

Oberfläche – bei den polizeilichen 
Leitbildern – schlicht nicht vor. Die 
Herrschaftsausübung wird in den 
Leitlinien ausgeblendet, es gibt keine 
Worte für das übertragene Gewalt-
durchsetzungsmonopol. Smart policing 
ist gewünscht. Insoweit ist bereits die 
Kommunikation zwischen der Poli-
zeibasis und dem leitenden Überbau 
gestört. Und das trotz der sensibler 
gewordenen Gewaltperzeption der 
Polizeibeamten. 

Anerkennung und Respekt erwächst 
aus einer professionellen Performance, 
generiert sich aus einem professio-
nellem Auftreten, Empathie, sozia-
ler Intelligenz, einer nicht verlernten 
„Fünfjährigkeit“ sowie einer straßen-
tauglichen und milieuspezifischen 
Kommunikation.

Für nichts gibt´s nichts. Schon gar 
nicht für Bürgerferne, Bürokratiewahn 
und strukturellen Rassismus in einer 
multikulturellen Bürgerrechtsgesell-
schaft. Da haben wir noch einiges zu 
stemmen. Interkulturelle Kompetenz 
und ein Bürgerrechtsstaatsverständnis 
sind in den Reihen unserer Polizei noch 
lange kein Selbstverständnis oder All-
gemeinplatz.

Bleibt noch die Frage, wie wir unse-
re autoritätssozialisierten, obrigkeits-
gläubigen Altvorderen und die eher 
schlichten Gemüter in der Kollegen-

Es mag durchaus sein, dass ich 
den Kern der Botschaft fehlin-
terpretiere oder nicht verste-

he. Sollte es in diesem abstrakten Arti-
kel aber unter anderem sinngemäß um 
die Aussagen gehen, nicht der Bürger 
im Wandel muss Autorität akzeptieren, 
sondern die Polizei muss jeden Bürger 
da abholen, wo er steht und ihm mit 
neuen Formen der verbalen und non-
verbalen Kommunikation das Gefühl 
vermitteln, ihm in jeder Situation, die 
genau auf ihn abgestimmte Art und 
Dosis von Wertschätzung entgegen 
bringen zu können, dann sage ich: 
HIMMELHERGOTT, DAS ENDE IST 
NAHE! 

Ich hoffe nicht, dass es wirklich so 
gemeint ist! Falls doch, muss ich dem 
Artikel jeglichen Bezug zur Lebens-
wirklichkeit im Umfeld polizeilichen 
Arbeitens absprechen. Es ist nicht 
die Aufgabe der Polizei, Störer und 
Straftäter pseudo-pädagogisch zu be-
gleiten und das aufzufangen, was in 
der Kinderstube an Erziehungsarbeit 
verschlampt wurde. Dies kann nicht 
funktionieren und basiert auf rein 

schaft in eine moderne, aufgeklärte, 
bunte, demokratische und vielfältige 
Gesellschaft integriert bekommen. 

Frank Thienel, Bergisch Gladbach

forum
LESERMEINUNG



 10 – 2016 DEUTSCHE POLIZEI    35

Die Septemberausgabe DEUT-
SCHE POLIZEI beginnt mit 
einem Kommentar von Oliver 

Malchow unter der Überschrift „Res-
pekt, ein altmodischer Wunsch derje-
nigen, die ihn vermissen?“. Ihm folgt 
der Leitartikel der Ausgabe „Autorität 
reloaded“, verfasst von Dr. Susanne 
vom Hau. Der Untertitel dazu, „Ver-
hältnis zwischen Bürger und Polizei; 
Eine Beziehungskrise spitzt sich zu“, 
und die beiden oben genannten Artikel 
haben mich geradezu aufgefordert, die 
persönlichen Erfahrungen, Sichtweisen 
und meine Gedanken hierzu niederzu-
schrieben und zu veröffentlichen.

Vorweg: Als Polizeibeamter habe 
ich in 41 Dienstjahren die Entwick-
lung des Verhältnisses Bürger und 
Polizei mit seinen unterschiedlichen 
Facetten bis zum heutigen Tage mit-
erlebt. Die Kollegen „Bärenführer“ 
der ersten Jahre wären heute alles 
andere als gute Praxisanleiter, was 
den Umgang mit dem polizeilichen 
Gegenüber angeht. Dank einer sehr 
guten theoretischen und praktischen 
Ausbildung haben wir heute ein pro-
fessionelles und dem Gedanken des 
Grundgesetzes folgendes Verhältnis 
zum Bürger. 

Die Ansätze, die Frau Dr. vom Hau 

zu einem neuen Verständnis von Au-
torität beschreibt, sind in Teilen rich-
tig, aber meines Erachtens vor allem 
nicht ausreichend, um das Problem in 
seiner Gesamtheit zu beschreiben. Zu 
Zeiten, als unsere Bevölkerung noch 
von Gehorsam und Obrigkeitsdenken 
geprägt war, wurde die Polizei als Or-
gan des Staates nicht hinterfragt, und 
es war nicht erlaubt, sich ihr entge-
genzustellen.

Typischerweise haben sich noch 
selbst zu der Zeit, als ich in den Ein-
zeldienst kam, die Widerstand leisten-
den Personen, sei es in Trunkenheit, 
in hochemotionalen Zuständen oder 
einfach, weil sie sich der polizeilichen 
Maßnahme entziehen wollten, später 
bei den Kollegen für ihr Verhalten 
entschuldigt, obwohl man alles andere 
als zimperlich mit ihnen umgegangen 
war. Es war sogar nicht außergewöhn-
lich, dass man sich die Hand reichte. 

Was hat sich geändert? Auch heute 
wird die Polizei als Organ des Staates 
betrachtet. Aber während sie zu Zeiten 
der Anti-Atom-Bewegung, der De-
monstrationen an der Startbahn West 
und gleichartigen Themen, vor allem 
von den handelnden Interessengrup-
pen als Stellvertreter der zu bekämp-
fenden Politik und als repressives 
Werkzeug des Staates abgelehnt und 
angegriffen wurde, glauben heute 
viele Bürgerinnen und Bürger, das 
Recht zu haben, polizeiliches Handeln 
grundsätzlich in Frage stellen zu dür-
fen. Sie denken, selbst in für uns be-
langlosen Situationen urteilen zu kön-
nen, was Recht und Unrecht ist. So hat 
sich eine Frau bei mir als Polizeiführer 
nach einem Fußballeinsatz beschwert, 
dass ein Gruppenfahrzeug, in einer 
engen Straße entgegenkommend, sie 
mit ihrem Pkw unrechtmäßig auf die 
Seite gewiesen hatte, weil keine Son-
dersignale eingesetzt worden seien. 
Die Kollegen hatten den Auftrag, kri-
tische Fußballfans auf dem Weg zu 
ihren Fahrzeugen zu begleiten und 
vom Randalieren abzuhalten. Es gäbe 
genügend weitere Beispiele.

Es mag sein, dass wir in der Interak-
tion mit dem Bürger, und hier beson-
ders in der Konfliktkommunikation, 
noch besser werden müssen, wie Dr. 
vom Hau fordert. Wenn im Einsatz aber 
keine Zeit zur Erklärung und Über-
zeugung meines polizeilichen Gegen-
übers vorhanden ist, dann sollte etwas 
anderes vorhanden sein, Vertrauen in 
die Richtigkeit polizeilichen Handelns. 
Dies habe ich übrigens der Beschwer-
deführerin auch so mitgeteilt. >

theoretischen Denkmodellen ohne ir-
gendeinen Praxisbezug. 

Es ist völlig weltfremd anzuneh-
men, zum Beispiel einen berausch-
ten, gewaltbereiten und hochgradig 
aggressiven Störer in einer Akutsi-
tuation wertschätzend von irgendwo 
„abholen” zu können. Dies wird vom 
Gegenüber in der Regel nicht als Stär-
ke, sondern als Schwäche ausgelegt 
und kann unter Umständen für die 
Beamten sehr gefährlich werden. 

Es ist ferner ein Trugschluss, Polizei-
beamte würden möglicherweise über 
antiquierte Handlungsmuster verfü-
gen. Polizeibeamte kommen nicht vom 
Mars, sondern aus der Mitte der Ge-
sellschaft und kennen in der Regel die 
Gepflogenheiten im gesellschaftlichen 
Miteinander. Sie sind in der Regel an-
ders sozialisiert worden als viele, mit 
denen sie oft beruflich zu tun haben. 
Auch der Ausbildung kann man das 
nicht anlasten. 

Das Problem ist vielmehr, dass sich 
offenbar zunehmend die Auffassung 
von Theoretikern etabliert, in einer 
„modernen” Gesellschaft müsse die 
staatliche Autorität mehr und mehr 
einem Verständnis für alles weichen, 
sei es noch so asozial. Es geht wieder 
einmal hauptsächlich um Verständnis 
für die Täter. Einmal mehr geht es 
nicht um die Opfer. Und einmal mehr 
führt dies zu einer hausgemachten 
Selbstschwächung, die sich unter Um-
ständen in nicht allzu ferner Zukunft 
bitter rächen könnte. 

Es werden der Polizei zunehmend 
Defizite aufs Auge gedrückt, deren 
Ursprung in den Bereichen Erziehung, 
Bildung, finanzieller und personeller 
Mittel, fehlender Wertevermittlung 
beziehungsweise im fehlenden politi-
schen Willen oder im schieren Durch-
setzungsunvermögen des Rechts-
staates zu suchen sind. 

Fehlentwicklungen und defizitären 
Wertevermittlungen an anderer Stel-
le ernsthaft und pragmatisch ausein-
anderzusetzen, anstatt den für eine 
funktionierende Gesellschaft notwen-
digen, starken Rechtsstaat zu festigen 
und die Erforderlichkeit von staatli-
cher Autorität mit konsequenter Linie 
neu zu vermitteln, werden Last und 
Verantwortung einmal mehr auf die 
abgewälzt, die ohnehin schon mitten 
im Sturm stehen – die Polizeibeamten.

Ich wünsche den Theoretikern, die 

mit ihren Denkmodellen fernab der 
Realität unterwegs sind, dass sie ein-
mal über mehrere Wochen/Monate 
im Streifenwagen mitfahren und den 
Kolleginnen und Kollegen in Echtsi-
tuationen vormachen, was sie genau 
meinen. Da würde der/die ein oder 
andere sehr schnell auf den Boden 
der Tatsachen geholt und sich krank 
melden. 

Sollte ich den Artikel fehlinterpre-
tiert haben, so bitte ich um Aufklä-
rung. Vielleicht liegt es daran, dass 
sich in den vielen wissenschaftlich 
formulierten Sätzen nicht ein einziges 
praktisches Beispiel befindet. Dafür ist 
ein Satz umso prägnanter: […]„Ohne 
an dieser Stelle die Einzelheiten näher 
ausführen zu können[…]”. 

Wenn die Polizei nun noch zu Hob-
bytherapeuten mutieren soll, dann ist 
das ist völliger Schmarrn, gänzlich an 
der Realität vorbei, das Gegenüber 
lacht noch lauter als ohnehin schon, 
und ich sage: GUTE NACHT!

Jens Solomon, Detmold
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Auch die in der politischen Diskus-
sion geäußerte Meinung, die Polizei 
würde ihre Erfahrungen im Dienst 
unnötig dramatisieren, zeigt dieses 
generelle Misstrauen. Die Feststellung 
und das Beklagen der Gewalt gegen 
die Polizei wiederum durch Politik, Be-
rufsvertretungen, in gewissem Maße 
auch durch die Justiz und unseren 
Dienstherrn sowie die Forderung nach 
besserer Ausstattung und härteren 
Strafen sind nicht ausreichend. Ich 
wünschte mir deutlichere Appelle 
an die Bürgerinnen und Bürger, ih-
rer Polizei auch dann zu vertrauen, 
wenn in Einsätzen ihre Rechte einge-
schränkt werden, und man dies auf 
Anhieb nicht versteht. Übrigens sagen 
renommierte Zukunftsforscher schon 
seit Langem voraus, dass unsere Bür-
gerschaft zunehmend das Vertrauen 
in den Staat und seine Einrichtungen 
verliert und es daher zu einer Solida-
risierung im sozialen Mikrokosmos 
kommt. Das Beispiel im Artikel von Dr. 
vom Hau, bei dem in Trier die umste-
henden Menschen in den Einsatz einer 
Personenkontrolle eines Radfahrers 
eingreifen, zeigt dies in Deutlichkeit. 

Wir erleben seit einiger Zeit einen 
kontinuierlichen und rapiden Gesell-
schaftswandel. Begriffe wie Respekt, 
Anstand, Sitte und Autorität erschei-
nen antiquiert. Grundrechte auch? 
Oder sind nicht gerade Tugenden wie 
Respekt und Anstand auch Methoden, 
um die uns selbst gegebenen und ver-
pflichtenden Grundrechte zu wahren. 
Wir stellen allenthalben eine Verro-
hung des Zusammenlebens fest, sei es 
in der Sprache wie im Verhalten. Viel-
leicht ist auch unser deutscher Drang 
nach Extremen mit daran schuld. Wa-
ren wir vor einem Jahrhundert noch 
geprägt von den faschistischen Zügen 
des Gehorsams, des Denkverbots und 
Folgens bis zum Tod, so scheint das 
Pendel schon fast in die Anarchie um-
zuschlagen mit absoluter Ablehnung 
von Autorität, des Ungehorsams und 
des Querdenkens bis ins Chaos. Die 
Polizei hat dem Bürger zu gehorchen 
und seinen persönlichen Willen durch-
zusetzen. Aber wehe, es träfe ihn.

Es ist aber noch komplizierter: Wer 
heute bei seiner polizeilichen Arbeit 
mit der Vielzahl gestörter Menschen 
konfrontiert wird, die unter Alkohol- 
und Drogensucht oder einer kranken 
Seele leiden, der weiß zu berichten, 
dass in der Sofortintervention das Be-
mühen um Autoritätsakzeptanz fehl 
am Platz ist. Einstellungs- und Ver-
haltensänderungen können in solchen 

Einsatzlagen die Widerstandshand-
lungen kaum reduzieren. Ich habe 
großen Respekt vor den Kolleginnen 
und Kollegen im Wechselschicht-
dienst, die in diesen Situationen viel 
Kraft lassen müssen im Ertragen von 
Beleidigungen, den Drohungen ge-
gen ihre Person und den körperlichen 
Angriffen, denen sie ausgesetzt sind. 
Das macht auf Dauer dünnhäutig und 
erfordert noch mehr Disziplin und Kor-
rektheit, um nicht letzten Endes aus 
der Haut zu fahren. Ich weiß nicht, ob 
der im Vorspann des Artikels genann-
te frühere Leiter des Planungsstabes 
des PP Köln mit seiner Überzeugung, 
dass es sich hier um eine nur gefühlt 
gewachsene Gewaltbedrohung han-
delt, auch schon hunderte Male mit 
dem untersten Vokabular beleidigt 
und bedroht und angegriffen wurde. 
Statistik schmerzt nicht, wie ich aus 
zehn Jahren Stabserfahrung weiß. 

Zuletzt will ich aber nicht unterschla-
gen, dass es auch das gute Miteinander 
zwischen Polizei und Bürger gibt. Dies 
drückt sich aus in persönlichen wie 
auch in schriftlichen Dankesbekun-
dungen, die wir gelegentlich erhalten. 
Das müssen keine Lebensrettungen 
sein. Sie finden oft dann statt, wenn 
wir für den hilfesuchenden Bürger 
Zeit haben  und seine Sorgen anhören 
können. Meist ist danach nicht einmal 
mehr eine Beratung in Sachen Sicher-
heit notwendig, auch wenn sie gern 
angenommen wird. Den Gedanken 
der Respect Research Group an der 
Universität Hamburg folgend wird hier 
gegenseitiger horizontaler Respekt 
gezollt, und der vertikale Respekt (an-
tiquert die Autorität) stellt sich von 
alleine ein. Dies gilt sogar manchmal 
für die Fälle, in denen der Mensch 
Eingriffe in seine Grundrechte zu er-
dulden hat. Mit genügend Zeit kann 
man dem Bürger erklären, warum er 
welche Einschränkungen in Kauf neh-
men muss. Es kann Deutungshoheit 
hergestellt werden, wie es in der tak-
tischen Kommunikation heißt.

Diese Zeit aber haben wir nicht. 
Vor allem in den Ballungsräumen 
bei hoher Einsatzfrequenz und nicht 
ausreichendem Personal ist es nicht 
selten, dass eine Streife mehrere Auf-
träge gleichzeitig erhält und den er-
sten sofort unter Zeitdruck erledigen 
muss. Die Beschwerden, die ich in den 
letzten 13 Jahren als stellvertretender 
Dienststellenleiter entgegennahm, 
rankten sich oft um das Thema, dass 
man keine Zeit für den Bürger hatte. 
Dementsprechend war die Kommu-

nikation, angefangen von der Entge-
gennahme des Notrufes bis hin zur 
Abarbeitung des Einsatzes. Unsere 
Optimierungen in der Sachbearbei-
tung machen es nicht besser. Selbst-
bedienung oder in Englisch besser 
ausgedrückt „Selfservice“ bei der 
Anzeigenaufnahme von sogenannter 
Massenkriminalität, schriftliche Anhö-
rung statt persönlicher Vernehmung, 
unzumutbare Wartezeiten für die 
Aufnahme von Verkehrsunfällen und 
Wartezeiten von bis zu einem halben 
Jahr bei der so schön angepriesenen 
Einbruchschutzberatung sind an der 
Tagesordnung, nicht zu sprechen vom 
gebetsmühlenartigen Ablehnen von 
Ordnungsamtsaufgaben, für die wir 
zwar subsidiär zuständig sind, aber 
keine Ressourcen mehr haben. 

Ein weiteres Problem stellen die 
fehlenden Sanktionen dar, die sich 
als Konsequenz aus strafbarem oder 
gefahrenträchtigem Handeln ergeben 
sollten. Wenn schon Landtagsabgeord-
nete bei ihren Besuchen von Polizei-
dienststellen in ungläubiges Staunen 
verfallen, wenn sie erleben müssen, 
dass Straftäter selbst bei hochkrimi-
nellen Taten nach der Personalienfest-
stellung wieder auf freien Fuß gesetzt 
werden, wenn die Geschädigten wie 
die polizeilichen Sachbearbeiter Ein-
stellungsverfügungen der Staatsan-
waltschaften erhalten und dann die 
Welt nicht mehr verstehen, oder ein für 
uns eindeutig gefährlicher und in der 
Persönlichkeit gestörter Mensch nach 
regelmäßen Kurzzeitaufenthalten in 
einer psychiatrischen Klinik wieder in 
die Gesellschaft entlassen wird, dann 
darf man sich nicht wundern, wenn 
das Sicherheitssystem des Staates und 
damit auch die Polizei in Frage gestellt 
wird.

Da entsteht die Beziehungskrise, 
und es ruft das Gefühl beim Bür-
ger hervor, dass wir ihn nicht mehr 
ernst nehmen. Da empfindet er uns 
nicht mehr als Freund und Helfer. Da 
stellt er unsere Autorität in Frage und 
verliert den Respekt. Also nicht die 
anachronistischen Umgangsformen 
und falsch verstandener Autoritätsan-
spruch sind das Hauptproblem, son-
dern die Rolle, in die wir zunehmend 
gedrückt werden. Erhalten wir die 
richtige politische Unterstützung, ein 
stimmiges Sicherheitssystem und eine 
bürgerfreundliche Personalausstat-
tung, dann dürfen wir wieder auf die 
Akzeptanz und den Respekt hoffen, 
der uns gebührt. 

Dietmar Haller, Worms
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Mit meinen 72 Lebensjahren 
und einer pragmatischen 
Grundeinstellung zu allen 

Dingen des Lebens habe ich natürlich 
auch andere Sichtweisen auf den Be-
griff Respekt und die Arbeit der Polizei 
im Allgemeinen. Deshalb auch ein 
paar Anmerkungen zum Kommentar 
„Respekt – ein altmodischer Wunsch?“

Respekt = Erwartungshaltung aus 
zwei Positionen: Derjenige, der Res-
pekt erwartet, und demjenigen, der 
ihn einräumen soll. Daraus ergibt sich: 
Niemand kann von sich aus „Respekt“ 
erwarten. Respekt kann man nur ein-
geräumt bekommen. Dazu bedarf es 
aber irgendeiner „Grundlage“ 

Die Polizei muss Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten verfolgen. Da sie 
dies fast ausschließlich mit großem 
Aufwand und Engagement auf dem 
Verkehrssektor tut, und hier sehr oft 
grundlos (viele Mess-Orte und -zeiten 
sind darauf angelegt, nicht die Ver-
kehrssicherheit zu erhöhen, sondern 
nur das Geßler-Hut-Prinzip zu beach-
ten). 

Weil ein Obrigkeitsstaat eine Vor-
schrift ersonnen hat (den Geßler-Hut 
zu grüßen), hat es der dumme Bürger 
(Wilhelm Tell) auch dann einzuhalten, 
wenn der Gruß (also die Einhaltung 
von Vorschriften) keinen oder wenig 
Sinn macht. Der Bürger soll also ge-
zwungen werden, Vorschriften immer 
genau einzuhalten, auch wenn sie orts- 
und zeitbezogen nicht erforderlich wä-
ren. Nur ein Beispiel: Zum Schutz von 
Schulkindern war früher das Dreieck 
mit „Hans und Liesel“ aufgestellt. Wer 
hier einen Unfall verursachte, als Kfz-
Führer, war „voll“ verantwortlich. 

Um aber die Vorschrift zu umgehen, 
die 50 Stundenkilometer überall in 
geschlossenen Ortschaften vorschreibt 
(ist per se unsinnig, weil es immer 
darauf ankommt, wie viele Spuren in 
einer Richtung, ob bei viel Verkehr, 
oder ‚allein weit und breit‘, ob Tag bei 
normalem Verkehr oder nachts um 3 
Uhr), sind die Kommunen hergegan-
gen, überall – auch wieder widersinnig 
– 30 Stundenkilometer vorzuschreiben 
und sogar noch auf die Schulzeit – 
bis 17.00 Uhr – zu begrenzen. Nun 
kommt der Geßler-Hut: Selbst in den 
Ferienzeiten bleiben diese unsinnigen 
Beschränkungen bestehen und kei-
ner, erst recht nicht Minister Dobrindt, 
unterbindet diesen Unsinn. Wie man 

nun die Sache mit den generellen 50 
Stundenkilometer regeln sollte, da-
rüber habe ich mir keine Gedanken 
gemacht. Wohl aber über den Unsinn 
mit den Ferien. Es braucht einfach die-
se Gemeinde- und Stadtratswillkür mit 
der Neurose auf 30 Stundenkilometer 
nicht. Das alte Schild mit Hänsel und 
Gretel hat immer ausgereicht.

Genau hier entsteht aber die Re-
spektlosigkeit gegenüber dem Obrig-
keitsstaat und der Polizei, die diesen 
Unsinn dann ja, neben der kommu-
nalen Überwachung, auch tatkräftig 
unterstützt. Ich komme selbst aus der 
Verkehrsüberwachung und kenne die 
Meinung mancher Kollegen (‚ich mes-
se nur da, wo was geht und nicht da, 
wo zwar Unfälle passiert sind, aber 
eben nichts geht‘). Diese Art des Den-
kens habe ich meinerseits nie unter-
stützt, unter meiner Regie wurde an 
solchen Stellen nicht gemessen.

Genauso war es mit dem polizei-
lichen Einsatz. Hier habe ich immer 
überzeugt durch fundiertes Wissen 
und nie durch überzogene Gewalt (wie 
ich sie bei einigen Kollegen immer und 
immer wieder feststellen konnte und 
selbst erlebt habe – darüber gibt es 
sogar schriftliche Unterlagen). 

Also: Ein „Staatsvertreter“ kann nur 
dann Respekt erwarten, wenn er mit 
seinem Verstand arbeitet und selbst 
erst einmal respektiert, dass nicht alles, 
was die Polizei/Politik macht, auch 
richtig und gerecht ist. Gerade der Be-
griff „gerecht“ ist aber im Polizeialltag 
nicht gewünscht. Es geht nur um rigo-
rosen Geldeinzug unter einfachsten 
Bedingungen. Das sieht man daran, 
dass zum Beispiel der Rückschnitt von 
Hecken auf Gehsteigen oder das Ab-
koten von Hunden und die Entsorgung 
von Hundekot-Tüten nirgendwo mit 
der gleichen Intensität verfolgt wer-
den. Auch, dass es durch die Politik 
noch nie so ungerecht zugegangen ist, 
wie derzeit und die Bevölkerung durch 
die Flüchtlingspolitik, die die Mehrheit 
der Bürger klar ablehnt, sondern in 
ganz Europa gleich gehandelt werden 
sollte, erfährt, wie schnell „Fremde“ 
unterstützt werden und gleichzeitig 
die eigene Bevölkerung vernachlässigt 
werden muss. Bankenunterstützung, 
Geldgeschenke bei Groß-Stromkun-
den, TTIP und CETA und ständig neue 
Steuererhöhungen bei gleichzeitiger 
Maut-Verweigerung führen dazu, dass 
der Staat, seine Politiker und die Ver-
treter des Staates, also auch wir Poli-
zisten, nur dann noch Respekt erwar-
ten können, wenn wir uns den Bürgern 

gegenüber entsprechend konsequent 
verhalten. 

Der Bürger hat also in seiner Wahr-
nehmung Recht, dass er der staatlichen 
Einrichtung Polizei keinen Respekt zu 
zollen hat. Auch ich bin dieser Mei-
nung und zwar ohne ‚Wenn und Aber‘. 
Ich war Zeit meines Lebens durch ei-
genes Handeln immer respektiert und 
brauche deshalb einen vorauseilenden 
falschen Respekt nicht. 

Kollege Malchow schreibt, dass er 
Erfahrungen hat und welches Bild die 
Gewerkschaft der Polizei hat. Mag 
sein, ich kenne das Bild „der“ GdP 
nicht. Es hat ja nicht ein Bild zu ge-
ben, sondern ein vielfältiges, da wir 
Polizisten hoffentlich alle verschieden 
sind.

Richtig aber sind zwei Erkenntnisse: 
Polizeiliches Einschreiten immer im 
Rahmen der Verhältnismäßigkeit – 
und: Die Waffe des Polizeibeamten 
ist das Wort. Es mag sein, dass Kol-
lege Malchow nicht mitbekommen 
hat, dass das nur Ausbildungsziele 
sind, die Wirklichkeit weicht davon 
aber immer wieder ab – mit Wegsehen 
Verantwortlicher. Seine Ausführungen 
decken sich so weit überwiegend mit 
den meinen. Nur das Fazit deckt sich 
nicht. Ich will keine „Autorität reloa-
ded“ oder gar „Respekt reloaded“. 
Ich brauche ihn nicht. Er kann mir 
nur entgegengebracht oder gewährt 
werden! Wer sich daran hält, wird 
von „normalen“ Menschen immer res-
pektiert. Auf asoziales Verhalten von 
Hooligans oder aus fremden Macho-
Gesellschaften kann und brauche ich 
also nicht eingehen, da von dort Res-
pekt nicht erwartet werden kann, weil 
eine europäisch-humanistische (nicht 
klerikal-christliche!!!) Sozialisierung 
nicht stattgefunden hat. 

Reinhard Lenzer, Schwabach

Nach zwei Jahren – so der 
derzeitige GdP-Vorsitzende 
– widmet sich DEUTSCHE 

POLIZEI und auch der Vorsitzende 
der Gewerkschaft dem Thema Gewalt 
gegen Polizei erneut. Was jetzt folgt, 
soll nicht die Gewalt gegen die Polizei 
rechtfertigen, jedwede Gewalt gegen 
andere außerhalb der bestehenden 
Gesetze ist abzulehnen.

Ich hatte mich vor zwei Jahren auch 
schon auf die Meinung von Oliver 
Malchow per Leserbrief gemeldet. 
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Damals wies ich, und heute weise 
ich wieder darauf hin, was einer sei-
ner Vor-Vorgänger schon vor vielen 
Jahren genau zu selbigem Problem 
mit zwei wuchtigen Sätzen als ganze 
Ursache nannte: „Die Polizei ist der 
Prügelknabe für eine verfehlte Politik. 
Die Politiker verstecken sich hinter der 
Polizei, also hält man sich an die Polizei 
als Vertreter des Staates“.

Da sich nun in den vielen Jahren 
seit der zitierten Sätze und auch in 
den zwei Jahren seit den letzten Äu-
ßerungen unseres Vorsitzenden nichts 
an dem Phänomen geändert hat, hat 
sich meines Erachtens auch an den 
Fehlern der Politik nichts geändert 
oder eher dahingehend, dass sie grö-
ßer geworden sind und die Politik sich 
noch weiter vom Volk entfernte.

Ich kann den Worten von Frau vom 
Hau eigentlich nichts konkretes ent-
nehmen und bin der Meinung, dass 
ihre Analyse großenteils jeglicher 
Grundlage entbehrt. Vom nicht allge-
mein verständlichen Schreibstil ganz 
abgesehen.

Sicher ist nur, dass ein gesellschaft-
licher Wandlungsprozess die Gewalt 
gegen die Polizei maßgeblich hervor-
gerufen hat. Ein vom Menschen unab-
hängig existierendes Naturgesetz ist 
es mit Sicherheit nicht. Ob darunter 
eine „Individualisierung“ zu verste-
hen ist, wie Frau vom Hau meint, das 
bezweifle ich. Das ist kein gesellschaft-
licher Prozess, sondern höchstens die 
Folge eines solchen. Was meint denn 
die Autorin damit eigentlich? Aus den 
nachfolgenden Sätzen verstehe ich das 
so, dass jeder mit Hilfe seiner Ellenbo-
gen oder noch stärkeren Gewaltmitteln 
dafür zu sorgen hat oder sorgen muss, 
seine Teilhabe an den Reichtümern 
der Gesellschaft, seinen Lebensstan-
dard zu sichern. Also wird Gewalt le-
galisiert? Dass der Kapitalismus eine 
Ellenbogengesellschaft ist, in der das 
Individuum sehen muss, wo es bleibt, 
das ist mir schon klar. Menschlich kann 
man das schwerlich nennen. Also muss 
der gesellschaftlich Wandlungspro-
zess, der die Individualisierung zur 
Folge hat, doch in etwas Anderem 
bestehen, und da bekommen solche 
Worte wie Verlust- und Gewinnseite 
eine Bedeutung.

Schaue ich mir an, wann die Ge-
waltspirale gegen die Polizei sich zu 
drehen begann, dann muss ich nicht 
allzu weit zurückschauen. Vielleicht 
bis zur Mitte der 1990er-Jahre und 
nicht weit ins vorige Jahrhundert, wie 
Frau vom Hau meint. Etwa auf den 

Beginn der Kanzlerschaft Schröder 
und der Einführung des Neoliberalis-
mus und der Globalisierung in Politik 
beziehungsweise Wirtschaft.

Beides spaltet die Gesellschaft. In 
eine Gewinner- und in eine Verlie-
rerseite. Statistiken und Erhebungen 
bestätigen, dass sich seither Gewinner 
und Verlierer der Gesellschaft immer 
mehr voneinander entfernen. In erster 
Linie und zunächst durch ihren Anteil 
am gesellschaftlichen Reichtum, am 
Vermögen. 50 Prozent der Gesellschaft 
besitzen nichts und 10 Prozent besitzen 
über die Hälfte des gesellschaftlichen 
Vermögens. Die Tendenz ist: Immer 
weniger Menschen der Gesellschaft 
werden immer reicher, und immer 
mehr Menschen der Gesellschaft wer-
den immer ärmer. Eine ehemals starke 
Mittelschicht schrumpft zusehends. 
Das hat natürlich Folgen. Und eine 
Abkehr oder gar Umkehr davon ist 
nicht in Sicht und wird trotz massiver 
Forderung, vor allem aus der Verlie-
rerseite, auch unter Anwendung des 
Versammlungsrechts, von der Politik 
verhindert. Denn alle Politiker gehören 
der Gewinnerseite an! Auch Wahl-
en ändern daran nichts, nun liegt die 
Hoffnung der Menschen bei der AfD.

Die Politik verhindert also nicht nur 
aus guten Gründen eine Änderung 
der Zustände, sondern fördert sie auch 
noch durch entsprechende Gesetzge-
bung wie im Steuer- und Abgaben-
recht oder bei der Bewältigung von 
Banken- und Eurokrise. So ist eine Si-
tuation entstanden, von der man sagen 
kann, die, die die Banken- und Euro- 
und Griechenlandkrise schuldhaft 
verursacht haben, sind heute die Ge-
winner (Aktienkurse und -gewinne). 
Die, welche die entsprechenden Krisen 
nicht verursacht haben, sondern in sie 
hineingezogen wurden, sind heute die 
Verlierer (Abgabenerhöhungen, Null-
zinspolitik). Die Verliererseite hat nicht 
über ihre Verhältnisse gelebt.

Dieser Spaltung der Gesellschaft im 
Vermögensbereich folgt dann auch die 
Spaltung in anderen Bereichen wie 
im Bildungsbereich der Nachkommen 
oder der Ghettoisierung.

Vergrößert wird dieses Problem 
noch durch die massenhafte Zuwan-
derung von Menschen aus aller Welt, 
die hier aus den unterschiedlichsten 
Gründen in die Sozialsysteme fallen, 
damit immer noch besser leben als 
in ihren Herkunftsländern (Folge der 
Globalisierung), aber die Spaltung ver-
tiefen und von denen auch ein nicht 
geringer Anteil der Gewalt gegen die 

Polizei ausgeht. Auch Alkohol und 
Drogen bringen Gewalt hervor und 
fördern diese. 

Gewaltigste Folge des allen ist, dass 
insbesondere auf der Verliererseite 
die Achtung vor dem Staat mehr und 
mehr verloren geht, weil man sich 
nicht mehr vom Staat vertreten, son-
dern allein gelassen fühlt. Das ergibt 
dann die Gewalt gegen den Staat, und 
wenn dieser nicht greifbar ist, gegen 
seine Vertreter, also auch gegen die 
Polizei. Und das bei allen möglichen 
Gelegenheiten wie auch im Fußball-
stadion. Bis hin zu anarchistischen 
Verhaltensweisen. Das Handeln des 
Menschen ist das Ergebnis seines Um-
feldes und nicht umgekehrt. 

Wer das nicht wahrhaben will und 
das negiert, lebt auf dem falschen Pla-
neten und so wird wohl die weitere 
Entwicklung dahingehen, dass sich 
die Beziehungskrise zwischen dem 
Staat und seinen Bürgern und damit 
auch zur Polizei eher verschärft als 
vermindert.

Aber es gibt auch eine Missachtung 
des Staates auf der Gewinnerseite. 
Ohne Gewalt, nur mit Intelligenz. 
Auch hier ruft das Umfeld das Verhal-
ten hervor, nur eben ein ganz anderes 
als bei der Verliererseite, aber viel-
leicht mit noch mehr Schaden, sowohl 
materiell als auch und vor allem ideell. 

Gewinn macht bekanntlich süchtig, 
und so ist es nicht verwunderlich, dass 
in immer größerem Maße bei dieser 
„Klientel“ Regeln im gesellschaftlichen 
Miteinander – sprich Gesetze – gröb-
lichst missachtet werden. Steuerhinter-
ziehung, Geld- und Gewinnverschub 
ins steuergünstigere Ausland, und das 
vor allem durch jene, die haben, ist an 
der Tagesordnung, und der Staat geht 
nur zögerlich dagegen vor oder mit lä-
cherlichen Strafen. Die durch Winkel-
advokaten gesuchten und gefundenen 
Lücken werden schamlos ausgenutzt, 
immer unter der Ausrede, wir halten 
uns an gültiges Recht, es liegt allenfalls 
eine moralische Verfehlung vor. Und 
die Staaten machen mit. Die Verlierer-
seite sieht das, und sie sieht auch die 
mangelnden Reaktionen des Staates. 
Aber Eliten sollen doch Vorbild sein! 
Soweit zum gesellschaftlichen Wandel.

Ein zweites Problem in diesem Zu-
sammenhang: Als ich nach meinem 
ersten Leben als Soldat in der DDR 
dann in Deutschland zum Polizisten 
ausgebildet wurde, hörte ich das erste 
Mal den Begriff „polizeiliches Gegen-
über“.

Das drückt viel aus. Aber ich glaube 
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Zur Sache: die Ausstattung der 
Polizei wird, so hoffe ich, um 
die Bodycam erweitert. Dies 

trägt zur Sicherheit der eingesetzten 
Beamten, besonders im Einsatz bei 
Veranstaltungen bei. Diesen zeigen ja 
auch die bis dato Aussagen der Beam-
ten, die an diesem Pilotprojekt teilneh-
men. Die Aussagen von Marcel Müller 
über den Verlauf und Aufbau finde ich 
sehr gut. Was mir jedoch nicht gefällt 
ist die Kennzeichnung des Beamten/
in, der die Video-Überwachung als 
Kennzeichnung auf dem Rücken trägt 
(siehe Bild DP 9/16, Seite 17) und somit 
ein gutes Ziel für diejenigen ist, die 
bei Krawallen vermutlich versuchen 
werden, diesen Polizeibeamten auszu-
schalten. (Etwas überspitzt zu sagen, 
man könnte ihm auch ein Schild auf 
seinen Helm schrauben, so kann ihn 
auch ein kleiner Täter besser sehen).
Wenn schon so eine Kennzeichnung 
getragen werden muss, so sollte diese 
auf der Brust getragen werden, denn 
die „Gegner“ kommen in der Regel 
von vorn. Ich hoffe, dass diese Kenn-
zeichnung nie auf einem Beamten-
rücken oder auf einer Beamtenbrust 
getragen werden muss, sonst ist der 
gute Gedanke nur die Hälfte wert. Ich 
hoffe, dass die Bodycam auch eines 
Tages in den Polizeirevieren/Dienst-
gruppen Einzug hält, denn auch diese 
Beamten sind bei ihren Einsätzen stark 
gefährdet.

Wie ihr bei meinem Ver-
fahren den Unfallaus-
gleich betreffend entneh-

men könnt, konnte das Verfahren in 
meinem Sinne positiv für mich abge-
schlossen werden. Dies möchte ich 
zum Anlass nehmen, einmal einige 
Dinge aufzunehmen und zu artikulie-
ren, die mir in diesem Zusammenhang 
sehr wichtig erscheinen und auch sehr 
am Herzen liegen!

Wenn man durch ein Unfallereignis 
und die damit einhergehende lebens-
bedrohliche Krebserkrankung meiner 
Frau so schwer getroffen wird, lernt 
man sehr schnell, auf welche Personen 
und Institutionen man sich verlassen 
und zählen kann – und auch, auf wen 
nicht.

Bereits in einem sehr frühen Stadi-
um meiner Laufbahn bei der Polizei 
wurde mir vermittelt, – und ich habe 
dies auch so für mich erkannt – wie 
wichtig der Bestand und die Arbeit 
einer funktionierenden Gewerkschaft 
für die Arbeitnehmerschaft und insbe-
sondere für Polizeibeamte sind. Diese 
Erkenntnis führte dann auch dazu, 
dass ich bereits kurz nach meinem 
Eintritt in den Polizeidienst in die GdP 
eintrat. In der Folgezeit engagierte 
ich mich langsam aber stetig mehr 
und arbeitete als Vertrauensmann, 
Disziplinordnung-Verteidiger und 
phasenweise als Vorstandsmitglied in 
der Kreisgruppe mit. Diese Tätigkeiten 
erweiterten meinen Horizont sehr und 
gaben mir auch sehr viel innere Zufrie-
denheit, da es mir oft gelang Kollegen 
beizustehen und auch übereifrige Vor-
gesetze zu bremsen.

In der Zeit nach meinem Unfall 
benötigte ich dringend den Beistand 
von Kollegen und auch den der GdP 
als Organisation. Vom ersten Tag an 
konnte ich mich in jeder Beziehung, 
und ich benötigte in vielerlei Hinsicht 
Hilfe, auf die Kollegen der GdP, und 
hier möchte ich insbesondere Peter 
Hertlein, Carola Breunig und Uwe 

Drechsler erwähnen, verlassen. Ich 
hatte bei Problemen immer sofort ei-
nen Ansprechpartner, alle bemühten 
sich nach Kräften, mir beizustehen.

Auch die Gewährung von Rechts-
schutz vom ersten Moment an hat mir 
sehr geholfen und das Gefühl von 
rechtlicher Sicherheit gegeben, was 
für mich bedeutete, dass ich mir we-
nigstens um diese sehr komplizierte 
Baustelle keine Sorgen zu machen 
brauchte.

Dabei hatte ich jederzeit die volle 
Unterstützung sowohl der Kreisgruppe 
wie auch die des Landesbezirks. Alle 
Rechtsschutzangelegenheiten konn-
ten zügig und zum Teil unmittelbar 
und vor allen Dingen unbürokratisch 
und unkompliziert abgewickelt wer-
den, wofür ich auch den Kolleginnen 
und Kollegen im Landesbezirk und in 
der Geschäftsstelle meinen Dank aus-
sprechen möchte. Die diesbezügliche 
Betreuung war umfassend, sie beinhal-
tete die Nebenklage im Strafverfahren, 
das Zivilverfahren und zuletzt auch das 
Verwaltungsverfahren bezüglich des 
Unfallausgleichs.

Ich bin mir sehr sicher, dass ich all 
diese Herausforderungen nicht ohne 
die Unterstützung der GdP und der 
GdP-Kollegen hätte bewältigen kön-
nen. So habe ich selbst während mei-
ner aktiven Zeit vielen Kollegen viel 
geben können, aber unheimlich viel 
dafür zurückbekommen, wofür meine 
Familie und ich sehr dankbar sind. 

In diesem Sinne konnte ich bereits 
einen Freund meines Sohnes, der 2015 
in die Polizei eingetreten ist, davon 
überzeugen, in die GdP einzutreten, 
meinen jüngsten Sohn, der am 1. Sep-
tember in den Polizeidienst eintrat, 
konnte ich ebenfalls überzeugen, zum 
frühestens möglichen Zeitpunkt der 
GdP beizutreten.

Im Ergebnis bleibt für mich das Re-
sümee, dass die GdP und ihre Kollegen 
einen zentralen Pfeiler bilden, auf den 
ich mich in schwierigen Zeiten und 
Lagen stützen und verlassen kann, 
während die Solidarität des Dienst-
herrn und des Behördenleiters mit dem 
Eintritt in den in meinem Fall unfallbe-
dingten Ruhestand wohl endete. Was 
dazu führte, und im Nachgang durch 
das Landesamt für die Besoldung und 
Versorgung (LBV), lediglich nur noch 
nach Möglichkeiten gesucht wird, 
eventuelle Versorgungsleistungen 
nach Möglichkeit zu mindern.

Heinz Willi Keuter, Jülich

Zu: Ausstattung, DP 9/16

Zu: Gute GdP-Betreuung durch 
sehr gute Kreisgruppenarbeit
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nichts Positives. Auch daraus ergeben 
sich bestimmte Handlungsweisen. Ich 
weiß nicht, ob in der DDR in der Po-
lizeiausbildung dieser Begriff auch 
verwendet wurde, aber zumindest das 
Auftreten der Polizisten war nicht ent-
sprechend. Mag sein, dass der Name 
„Volkspolizei“ etwas übertrieben war 
– na ja, aber „Stuttgart 21“ ist schon 
kennzeichnend.

Dieser Begriff „Gegenüber“ zieht 
sich nach meinen Erfahrungen auch 
durch den gesamten Behördenapparat 
der Bundesrepublik und vergrößert bei 
vielen Betroffenen die Ablehnung und 
Missachtung des Staates. Das beginnt 
in der Bundesregierung und zieht sich 
bis auf die lokale Ebene durch. Gebt 
dem Deutschen ein Amt und vielleicht 
noch eine Uniform, und er wird bald 
nur noch Feinde sehen.

Peter Spindler, Kreisgruppe Pirna

Ich vermute jedoch, dass die Ein-
führung der Bodycam flächendeckend 
am lieben, nicht vorhandenen Geld 
hängenbleibt. Ich bedauere dies heut‘ 
schon.

Gerhard Tröndle, Dogern
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Das Kooperative Führungssystem 
ist als verbindliche Führungsvor-
schrift in der Polizeidienstvorschrift 
100 für alle po-
lizeilichen Füh-
rungskräfte fest-
gelegt. Vor dem 
Hintergrund der 
aktuellen Dis-
kussion über die 
Notwendigkeit 
einer Neuaus-
richtung des Ko-
operativen Füh-
r u n g s s y s t e m s 
im polizeilichen 
Führungsbereich 
ergibt sich die Frage, welche Grundge-
danken der Kooperativen Führung als 
Orientierungs- und Handlungsrahmen 
dienen könnten.

Dabei sind grundsätzliche Überle-
gungen anzustellen, wie Führungs-
kräfte im Rahmen von dynamischen 
gesellschaftlichen Veränderungspro-
zessen den sich daraus ergebenen He-
rausforderungen im Führungsalltag 
begegnen sollten.

In diesem Zusammenhang müssen 
die Kerngedanken der Kooperativen 
Führung, die Komplexität des Füh-
rungsalltages, die Erwartungshaltung 
an Führungskräfte und die Bedeu-

Das Buch ist für Personalräte, Per-
sonalsachbearbeiter, Führungskräfte, 
aber auch für Stelleninhaber, die sich 
demnächst einem Stelleninterview 
gegenübersehen, durchaus hilfreich. 
Manch eine Erklärung erscheint dem 
Leser selbstverständlich, wie, dass 
sich der Interviewer um eine freund-
liche Gesprächsatmosphäre bemühen 
sollte. Jedoch wird hier auch darge-
stellt, zu welchen gewichtigen Aus-
wirkungen die Nichteinhaltung von 

Kooperative Führung tung der Organisationskultur einer 
detaillierten Betrachtung unterzogen 
werden, um eine erfolgreiche Um-
setzung und eine zukunftsgerichtete 
Weiterentwicklung der Kooperativen 
Führung gewährleisten zu können.

Diese Überlegungen sollen sowohl 
Führungskräfte in der Polizei aber 
auch in anderen Bereichen der öf-
fentlichen Verwaltung und bei Wirt-
schaftsunternehmen in die Lage ver-
setzen, im Rahmen der Selbstreflexion 
die notwendigen Handlungsschritte 
für eine erfolgreiche Umsetzung der 
Kooperativen Führung zu gestalten.
Kooperative Führung, Jürgen Rauch, 
KSV Polizeipraxis, 2016, 142 Seiten, 
29 Euro, ISBN 978-3-8293-1261-5

Das Stelleninterview zur 
Eingruppierung

diesen Selbstver-
ständlichkeiten 
führen kann. Mit 
Hilfe des Buches 
kann sich jeder 
„Stelleninterwie-
ver“ einen Leit-
faden erarbeiten, 
anhand dessen 
ein solches Inter-
view erfolgreich 
d u r c h g e f ü h r t 
werden kann. Es 
wird die Arbeit 
mit bestimmten 
Fragetechniken dargestellt – dazu 
wird am Ende des Buches anhand von 
Beispielen aufgezeigt, welche Fragen 
speziell auf eine bestimmte Tätigkeit 
zu einem entsprechend erfolgreichen 
Interview führen können. Zudem er-
folgen Ausführungen zu der Thema-
tik Gesprächsführung. Auch der Hin-
weis auf die Beteiligungsrechte der 
Mitarbeitervertretungen kann schon 
von vornherein Konflikte lösen bezie-
hungsweise beim Umgang mit Kon-
flikten hilfreich sein. 

Michaela Omari

Das Stelleninterview zur Eingruppie-
rung, Achim Richter, Annett Gamisch, 
Thomas Mohr, Walhalla Verlag, 2016, 
96 Seiten, 14,95 Euro, ISBN 978-3-
8029-1578-9
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